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TOP: 1 Begrüßung, Feststellung der Tagesordnung und der Beschlussfähig-
keit  

Der Vorsitzende, Bm/BmSt Heijo Höfer, Altenkirchen, eröffnet die Sitzung und be-

grüßt die Anwesenden.  

Sein besonderer Gruß gilt dem Ministerpräsidenten des Landes Rheinland-Pfalz, 

Kurt Beck MdL, der Landtagsvizepräsidentin Hannelore Klamm MdL, den Damen 

und Herren Abgeordneten des Europäischen Parlaments und des Deutschen Bun-

destages sowie des rheinland-pfälzischen Landtages, dem Präsidenten des Verfas-

sungsgerichtshofs und Oberverwaltungsgerichtes Rheinland-Pfalz, Professor Karl-

Friedrich Meyer, dem Geschäftsführenden Präsidialmitglied Dr. Gerd Landsberg 

und Professor Dr. Johannes Dietlein von der Heinrich Heine Universität Düsseldorf. 

Der Vorsitzende stellt die Beschlussfähigkeit der Mitgliederversammlung fest. Ände-

rungen oder Ergänzungswünsche zur Tagesordnung ergeben sich nicht. 
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TOP: 2 Grußworte 

TOP:2.1 Kurt Beck MdL, Ministerpräsident des Landes Rheinland-Pfalz 

Guten Morgen sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen aus 

der Kommunalpolitik.  

Ich freue mich, dass Sie hier in Mainz zusammengekommen sind. Ich begrüße den 

Vorsitzenden Herrn Höfer, Herrn Söhngen, Herrn Manns und alle Repräsentantinnen 

und Repräsentanten des Gemeinde- und Städtebundes.  

Es ist mir eine Freude und Ehre Sie Frau Vizepräsidentin und die lieben Kolleginnen 

und Kollegen aus dem rheinland-pfälzischen Landtag und dem deutschen Bundestag 

willkommen heißen zu dürfen. Ich begrüße für die juristische Gewalt in unserem 

Land Herrn Professor Meyer und alle Repräsentantinnen und Repräsentanten der 

Rechtsprechung, der Staatsanwaltschaften und der anwaltschaftlichen Vertretungen. 

Mein Gruß gilt den Kolleginnen und Kollegen in administrativer Verantwortung und 

allen Repräsentantinnen und Repräsentanten der Wirtschaft und der Gewerkschaf-

ten die hier unter uns sind.  

Ich hatte Gelegenheit, einen Blick in die angegliederte Ausstellung zu werfen und will 

Ihnen ein Kompliment machen: Es ist nicht nur eine hervorragende Idee eine solche 

Ausstellung mit einer solchen Versammlung zu kombinieren, es ist auch Impuls ge-

bend was man dort sehen kann. Und wenn man sieht, was von Gemeinden mit 350 
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Einwohnern bis hin zu der Landeshauptstadt Mainz an Energieeffizienzgewinnung 

angeboten werden kann, auch hinsichtlich der Einsparung von Kosten und der Ver-

besserung der ökologischen Situation in unseren Gemeinden und unserem Land, 

dann ist dies wirklich lobenswert. Vielen Dank dafür.  

Meine Damen und Herren, ich will mich zunächst sehr herzlich bei Ihnen allen 

- insbesondere auch bei Ihrem Verband - dafür bedanken, dass wir in den schwieri-

gen Wochen und Monaten seit wir uns gewiss sein mussten, dass die Weltfinanz- 

und Weltwirtschaftskrise auch nicht an uns, nicht an der kommunalen Situation,  vor-

bei geht, ein enges Miteinander gepflegt haben. Und wir dürfen sicher heute als Zwi-

schenbilanz sagen, dass dieses Miteinander gut und wichtig war. Wir haben einen 

„Pakt für Rheinland-Pfalz“ ins Leben gerufen, an dem die Kommunen in ganz beson-

derer Weise teilhaben, genauso wie die Wirtschaft und die Kirchen, deren Repräsen-

tanten ich begrüße, und alle anderen öffentlichen Einrichtungen. Das hat es uns er-

möglicht, die wirklichen Bedürfnisse und Abläufe so miteinander zu besprechen, 

dass unser Konzept gegen diese Herausforderung, was wir mit dem Konjunkturpa-

ket II verbunden haben, dann sehr zügig in die Umsetzung kommen konnte. Heute 

können wir nach Vorlage der Zwischenbilanz des Pakts für Rheinland-Pfalz feststel-

len, dass gut 80 % der Maßnahmen in Gang gesetzt worden sind, dass die Aufträge 

vergeben sind oder man dabei ist sie zu vergeben. Dies zeugt davon, dass wir in un-

serem föderalen System - mit der starken kommunalen Selbstverwaltung mit dem 

Element der subsidiären Aufgabenerfüllung - in der Lage sind, auch in solchen 

schwierigen Situationen nicht nur zielgenau, sondern auch sehr zügig zu handeln. 

Eine Bitte, die ich daraus ableite - und die auch im Pakt für Rheinland-Pfalz bespro-

chen worden ist – ist, dass wir uns, wenn wir diese Herausforderung bewältigt haben, 

zusammensetzen und die kommunalen wie die staatlichen Institutionen gemeinsam 

schauen, welche der jetzt eingesetzten Beschleunigungsmaßnahmen sich bewährt 

haben und was davon in die dauerhafte Gestaltung unserer Aufgaben übergeleitet 

werden kann. Man kann nicht nur die Sondersituationen auf Dauer immer einfach 

eins zu eins als gültig erklären, aber man kann sicher vieles von dem, was wir an 

Beschleunigungsmaßnahmen jetzt entwickelt haben auch in den „Alltagsbetrieb“ un-

serer Aufgabenerfüllung überleiten. Darum zu ringen und sich damit auseinanderzu-
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setzen ist meine Einladung und meine Bitte auch und gerade an den Gemeinde- und 

Städtebund.  

Meine Damen und Herren, wenn wir feststellen können, dass wir noch - denn man 

muss im Zusammenhang mit diesen Herausforderungen von Schritt zu Schritt den-

ken und urteilen - sagen können, dass auch und nicht zuletzt durch Ihre, durch unse-

re gemeinsamen Anstrengungen es gelungen ist, viele Unternehmen vor der Insol-

venz und viele tausende von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern vor dem 

Schicksal Arbeitslosigkeit zu bewahren, dann ist uns allen gewiss, was dies bedeutet 

für die Menschen und ihre Lebenssituation. Es ist die Chance, die Dinge wieder zum 

Positiven zu entwickeln und die Chance, dass wir Menschen in eigener Verantwor-

tung halten können und dann nicht letztendlich über Sozialtransfers helfen müssen, 

dass sie ihre Lebenssituation einigermaßen bewältigen können.  

Für dieses Zeichen eines gelebten und praktizierten Miteinanders danke ich ihnen. 

Dass damit auch ein nicht unbeachtlicher Teil der rückständigen öffentlichen Investi-

tionen bei Land und Kommunen, bei Kirchen und Freien Trägern abgebaut werden 

konnte, belegen die Zahlen. Wir können zwischenzeitlich davon ausgehen, dass 

durch dieses Konjunkturpaket, in dem rund 625 Millionen Euro Bundes- und Lan-

desmittel sind, durch die kommunale Anstrengung, durch die Art und Weise wie wir 

uns geeinigt haben mit den Fördersätzen umzugehen, in einer Größenordnung von 

gut 800 Millionen Euro Investitionen ausgelöst werden. Und das ist natürlich ein zu-

sätzlicher Beitrag in der wirtschaftlichen und arbeitsmarktpolitischen Situation unse-

rer Zeit. 

Wir werden auch verlässlich bleiben was die Seite angeht, dass von Ihnen gesagt 

worden ist, um mehr Projekte umsetzen, seien Sie bereit auch mit Fördersätzen zu-

rechtzukommen, die niedriger sind als sie nach diesem Programm möglich wären, 

wenn Sie einen entsprechenden Ausgleich bekommen. Dieser Ausgleich ist so ver-

einbart, dass wir die kommunalen Anteile über das Land kreditieren, erst nach Ablauf 

des Programms in vier Jahresraten die Rückzahlung ansteht und für den gesamten 

Zeitraum die Zinsfreiheit garantiert ist. Das hat Sicherheit gegeben und diese Sicher-

heit werden wir auch bis zur endgültigen Abwicklung dieses Programms gewährleis-

ten. Ich bin dabei auch sehr zuversichtlich, auch wenn man mit den Repräsentanten 
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anderer Länder spricht, dass wir hier einen Weg gefunden haben, der nicht irgend-

wann in drei oder vier Jahren unliebsame Überraschungen durch die Kontrollen der 

Rechnungshöfe bringt, weil man dann die Kriterien, die dieses Konjunkturpaket II 

begleiten, überprüft und sagt „Aber dort habt Ihr nicht die Prozentsätze zur Bildungs-

investition oder zur entsprechenden Investition in Energiesparen etc. erreicht“. Das 

wird bei uns nicht kommen, da sind wir auf der sicheren Seite.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn ich dieses - wie ich finde sehr gelun-

gene - Beispiel aus der aktuellen Zusammenarbeit anspreche, bin ich natürlich bei 

einer der zentralen Aufgaben, der wir uns aktuell zu stellen haben: Das ist die Wirt-

schafts- und Finanzkrise, wo wir weiterhin darum kämpfen müssen, dass es nicht 

auch eine Arbeitsmarktkrise wird.  

Es ist gut, wenn wir die entsprechenden Hilfsmittel, die auf Bundesebene zur Verfü-

gung gestellt werden können, auch weiterhin zur Verfügung haben, Stichwort „Kurz-

arbeitergeld“, „Hilfen“ über KfW und anderes für die Kommunen. Wir wollen als Land 

auch weiterhin unseren Beitrag leisten, um über unsere Bürgschaftsprogramme und 

die Möglichkeiten unserer Investitions- und Strukturbank zu helfen, dass Betriebe, 

die temporäre Schwierigkeiten haben, erhalten werden können. Dazu haben wir im 

Zuge unseres Zweiten Nachtragshaushaltes, den wir letzte Woche verabschiedet 

haben, entsprechende Impulse gesetzt. Das Bürgschaftsvolumen wurde auf 1,1 Mil-

liarden erhöht und hat Spielräume geschaffen. Gerade vor dem Hintergrund der Dis-

kussion um die Existenz und die Erhaltung der Opelstandorte in Europa und in 

Deutschland und auch in unserem Land ist das unverzichtbar, weil wir sicherstellen 

müssen, dass diese Befürchtung vieler Menschen, dass man den „Großen“ hilft und 

die „Kleinen“ im Stich lässt, natürlich im Raum ist. Wir werden sicherstellen können, 

dass dies nicht der Fall ist. Herr Dr. Weingarten, der die entsprechende Koordinie-

rungsstelle leitet, ist unter uns. Diese kümmert sich um jede einzelne Problematik 

und ist innerhalb weniger Banktage in der Lage, dann auch –  wenn dauerhafte Wirt-

schaftlichkeit wieder erreicht werden kann, das ist selbstverständlich die Vorausset-

zung - entsprechende Unterstützung zu gewährleisten.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir erfüllen auf dieser Seite unsere Aufga-

ben und sind auch weiterhin gewillt sie zu erfüllen, um dieser Herausforderung zu 
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begegnen. Ich bin auch sehr froh darüber und will Ihnen als Kommunalverantwortli-

chen meine Anerkennung sagen, dass sich in dieser Zeit bewährt, was immer unsere 

gemeinsame Überzeugung war: Nämlich ein Bankensystem zu halten, in dem Ge-

nossenschaftsbanken und Sparkassen nah an der mittelständischen Wirtschaft und 

an den Bürgerinnen und Bürgern sind und ihnen helfen in guten, aber auch in 

schwierigen Zeiten die Geldversorgung, die Versorgung mit Finanzdienstleistungen 

sicherzustellen. Das ist ein großes Pfund und wir sollten uns das alle im Bewusstsein 

halten. Denn Sie werden erleben, dass auf europäischer Ebene die Diskussion um 

die Dreigliedrigkeit des Bankensystems in Deutschland und seine Komptabilität mit 

europäischem Recht wieder kommt und dann müssen wir das, was wir jetzt in dieser 

Zeit erleben, entsprechend als gemeinsame klare Haltung deutlich werden lassen.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich möchte auch ein Wort sagen zu den 

großen Herausforderungen, denen wir neben dieser aktuellen Krisensituation zu be-

gegnen haben und die konzeptionell in unsere gemeinsame Arbeit einfließen müs-

sen. Wir müssen die Weichen für die Zukunftsentwicklung von Wirtschaft und Ge-

sellschaft, die ökonomische und ökologischen Herausforderung versöhnen und dies 

mit der sozialen Lebenssituation der Menschen in Stadt und Land unter dem Ge-

sichtspunkt nicht gleicher aber gleichwertiger Lebensbedingungen zu verknüpfen und 

dies nicht nur als schönen Programmsatz in der Verfassung stehen zu haben, son-

dern darum wirklich zu ringen. Diesen Ansatz werden wir auch weiter miteinander 

gehen müssen und dazu braucht es auch des Mutes, an einer Reihe von Stellen 

auch noch Infrastrukturentscheidungen zu treffen. Wir alle wissen, dass das im kon-

kreten Fall viel schwieriger sein kann als es allgemein postuliert werden kann, aber 

wir brauchen diesen Weg und ich lade Sie herzlich ein, dass wir ihn auch weiterhin 

- zumindest im Wesentlichen - gemeinsam miteinander gehen.  

Aber es kommt eben auch darauf an, dass wir andere große Herausforderungen 

nicht aus dem Auge verlieren. Es hat keinen Sinn, dass wir anfangen zu mogeln, 

nach dem Motto „Jetzt rechnen wir mal jeden Zufahrtsweg, der zu einer Schule führt, 

auch zu den Bildungsinvestitionen und dann werden wir schon auf 10 % kommen“. 

Das hat keinen Sinn, wir müssen dort Anstrengungen intensivieren, von der frühkind-

lichen Bildung angefangen bis zu den Hochschulen, mit den unterschiedlichen Auf-
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gabenstellungen wie sie unsere Verfassung, wie sie die Grundsätze der kommunalen 

Selbstverwaltung und die staatliche Verantwortung sehen.  

Insoweit wird da einiges auf uns zukommen, das uns zusätzlich fordert. Wir werden 

sicher das was man Demografie-Rendite nennt – ein schreckliches Wort - also das 

durch das Zurückgehen von Kinderzahlen an finanziellem Spielraum entstehende, zu 

einem Teil in die Qualität und die Weiterentwicklung unseres Bildungswesens 

mitinvestieren. Ich sage dies, weil es Sie genauso als Schulträger, als Träger der 

Betreuungseinrichtungen trifft, wie es letztendlich die Länder trifft. Und wir werden es 

nur gemeinsam miteinander schaffen können, in der Hoffnung, dass uns der Bund so 

wie bei dem vier Milliarden Ganztagsschulprogramm in dieser Frage nicht allein 

lässt. Aber das ist mehr eine Hoffnung, denn wir darauf einen Rechtsanspruch hät-

ten, das muss man klar sehen.  

Ein weiterer großer Ansatz, mit dem wir uns bereits befassen, der aber an Bedeu-

tung gewinnen wird, steckt in der demografischen Entwicklung, in der Entwicklung 

der Alterszusammensetzung unserer Gesellschaft. Ich glaube nicht, dass die große 

Problematik darin steckt, dass die Bevölkerungszahl zurückgeht. Als ich vor 15 Jah-

ren mein Amt übernommen habe, hatten wir etwa 3,7 Millionen Einwohner in Rhein-

land-Pfalz, wir haben jetzt 4,03 Millionen und nach den Prognosen werden wir in 15, 

20 Jahren wieder irgendwo bei 3,7 Millionen sein. Das ist nicht die ganz große Her-

ausforderung. Aber dass wir deutlich mehr ältere und alte Menschen unter uns ha-

ben werden, das muss uns fordern unter Gesichtspunkten der Mobilität, der Entwick-

lung und Beibehaltung der Attraktivität unserer Städte als auch des Wohnens auf 

dem Lande, damit diese Dörfer dann nicht zu Wohnstätten älterer Menschen werden, 

ohne dass junge Menschen dort noch ihre Zukunft sehen. Frankreich hat einen sol-

chen bitteren Weg durchgemacht und macht ihn teilweise noch durch. Wenn man 

unsere Nachbarregion Lothringen betrachtet, stellt man fest, dass es dort solche Bei-

spiele gibt. Soweit dürfen wir es nicht kommen lassen und das heißt eben, dass wir 

in einem klugen Miteinander die verfügbaren Ressourcen weiterentwickeln und ein-

setzen müssen, um diese Ansätze dann auf dem Land genauso wie in den Städten 

zu verwirklichen. Das muss in einer Balance gehalten werden, dass wir es für junge 

Familien attraktiv halten dort zu leben. Das heißt eben Kinderbetreuung, das heißt, 
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dass wir Schulen nicht allzu weit von den Orten weghalten, trotz zurückgehender 

Schülerzahlen. Das heißt, dass wir auf eine Dislozierung von Gesundheitseinrichtun-

gen achten müssen und vieles andere mehr und dass wir auch darauf zu achten ha-

ben, dass neben der klassischen Infrastruktur die Telekommunikationsinfrastruktur 

vorangebracht wird, um eben Leben und Arbeiten in ländlichen Regionen attraktiv zu 

halten.  

Das wird uns fordern. Ich sehe also nicht, dass das, was wir staatliche Daseinsvor-

sorge nennen, kommunale Daseinsvorsorge nennen, deutlich zurückgeht. Und wenn 

das so ist, dann sehe ich nicht, dass die öffentlichen Hände auf massive Einnahmen 

noch weiter verzichten können. Das ist eine Entscheidung über die wir miteinander 

reden müssen! Wir müssen darüber reden, weil ich sehr dafür bin, dass dort wo pri-

vate Angebote entsprechende Hilfen leisten, um Arbeitsplätze, um attraktives Leben 

sicherzustellen, wir das auch nutzen. Damit habe ich überhaupt kein Problem, im 

Gegenteil, aber ich bin überzeugt davon, dass wir einen Löwenanteil der öffentlichen 

Daseinsvorsorge über die öffentliche Verantwortung, im Wesentlichen die kommuna-

le Verantwortung werden sicherstellen müssen. Und dem muss dann auch eine ent-

sprechende Finanzausstattung gegenüberstehen. Sonst bleibt dies immer eines, 

nämlich ein Kampf zwischen uns, den ich überhaupt nicht führen möchte. Wir ziehen 

dann an einem Tischtuch, das hinten und vorne zu kurz ist und das immer zu kurz 

bleiben wird. Da kann mal der eine ein bisschen mehr hinziehen, der andere ein 

bisschen mehr hinziehen, aber am Ende werden wir damit die Problematik nicht lö-

sen. Und dass wir durch die wirtschaftlichen Schwierigkeiten ausgelöst massive Ein-

brüche bei den öffentlichen Einnahmen haben, das wissen wir spätestens seit den 

Steuerschätzungen der vorvergangenen und der vergangenen Woche: Rund 200 

Millionen Euro auf der kommunalen Seite und beim Land rund 500 - 600 Millionen 

Euro je nach dem welche Basis man nimmt, welche Steuerschätzung oder ob man 

das Einkommensjahr 2008 zu Grunde legt. Vor diesem Hintergrund habe ich die 

herzliche Bitte, dass wir über alle parteipolitischen Bewertungen hinweg die Frage 

stellen, auf was können wir noch, hinsichtlich der Einnahmebasis, wirklich verzichten. 

Wir werden, wenn die jetzt eingeleitete Gesetzgebung zu dem sogenannten Wachs-

tumsbeschleunigungsgesetz umgesetzt wird, erneut im kommunalen Bereich in der 

Größenordnung von 50 Millionen Euro Einnahmeminderungen haben. Dies sage ich 
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vor dem Hintergrund, dass wir in Rheinland-Pfalz nicht das Durchschlagen der Ver-

bundsteueranteile haben, weil der Solidarpakt, den wir miteinander geschlossen ha-

ben gilt, mindestens 1 % plus hinsichtlich der kommunalen Anteile im Steuerverbund 

garantiert. Dass das Land dafür in die Vorlage geht, das wissen Sie auch, ist eben in 

guten Zeiten dann auch wieder mit dem Rückführen verbunden.  

Und wenn es dann weitere 24 Milliarden Euro werden sollten, wie geplant, dann – ich 

denke es fällt einem immer noch was ein und man ist immer gefordert Lösungen zu 

finden - wird es sehr schwierig, auch vor dem Hintergrund, dass wir uns verpflichtet 

haben wegen der zukünftigen Generationen und deren Vorbelastung im Bund bis 

2016 die Neuverschuldung auf 0,3 % pro Jahr zurückzufahren und bei den Ländern 

bis 2020 auf Null zu gehen. 

Wir sind in Rheinland-Pfalz dabei zwischen allen Fraktionen des Landtages und der 

Landesregierung einen Weg zu suchen, um dem, was im Grundgesetz schon steht, 

eine rheinland-pfälzische Verfassungsgrundlage an die Seite zu stellen und wir sind 

auch gewillt das umzusetzen.  

Aber, meine Damen und Herren, das sind gigantische Größenordnungen. Es ist 

wahr, die Kommunen sind nicht per definitionem in diese Aufgabe einbezogen. Aber 

dass wir auch dort nicht außerhalb eines praktischen Schicksalsverbundes sind, das 

wissen wir auch alle und das ist auch ein Teil der Realität an der man nicht vorbei-

schauen kann.  

Da haben wir große Herausforderungen zu bewältigen und wir sind derzeit dabei die 

Quadratur des Kreises hinzukriegen. Da die nicht geht, müssen wir zunächst versu-

chen miteinander für diese Aufgabenstellung die Kreiszahl Pi zu finden. Aber ich will 

ganz deutlich sagen, ich halte es für nicht verantwortbar, dass wir unsere Steuerba-

sis massiv verändern und bin voller Sorge und bitte, eine offene und intensive Dis-

kussion über alle Partei- und Verantwortungsgrenzen hinweg zu führen. Ich halte es 

für kaum zu verantworten, dass wir in einen Wettbewerb um Steuerhöhungen eintre-

ten, beispielsweise die Gewerbesteuer, wie es gefordert ist, abzuschaffen und dann 

über Zuschläge zur Einkommenssteuer miteinander zu streiten. Denn das müsste 

bedeuten, dass Bund und Länder in erheblichem Maße auf Einkommenssteuern ver-
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zichten, die den Kommunen als Spielraum für eine eigene Steuererhebungsgrößen-

ordnung zur Verfügung stehen und das kann ich mir nicht vorstellen - wenn ich in 

den Bundeshaushalt schaue nicht und wenn ich in die Länderhaushalte schaue auch 

nicht. Also wenn es so sein sollte, dann wird der Druck massiv sein und einen Steu-

erwettbewerb der zum Steuersenkungswettbewerb wird, übrigens auch was die Dis-

kussion um die Regionalisierung der Erbschaftssteuer angeht, den möchte ich mir 

nicht ausmalen. Was bedeutet dies für die finanzschwächeren Regionen eines Lan-

des wie Rheinland- Pfalz im Vergleich zu den finanzstarken? Welcher Sog in die fal-

sche Richtung, nämlich dort wo eh schon die Stärken sind, wird ausgelöst und wel-

che Schwächung ländlicher Regionen muss man befürchten?  

Meine herzliche Bitte ist, dass wir darüber offen reden, weil ich es sehr ernst nehme, 

wenn mir Gemeinderäte, Stadträte und Kreistage in ziemlicher Dichte Resolutionen 

schicken und ihre Sorgen ausdrücken. Das sind in aller Regel gerechtfertigte Sorgen, 

um die Einnahmen und die Ausgaben die man hat und um die Diskrepanz dazwi-

schen. Aber hunderte von Millionen durch bewusste politische Entscheidungen nicht 

mehr zu haben und dann eine Resolution ans Land zu schicken, entschuldigen Sie 

bitte, damit kann ich nichts mehr anfangen. Das kann ich nicht, in keiner Weise mehr 

zusammenbringen und Lösungsangebote machen, die wirklich wirksam sind. Wir 

wollen dennoch das Mögliche tun und sind deshalb in Vorbereitung im kommunalen 

Verbund eine Reihe von Dingen auf den Weg zu bringen. Einmal – relativ kurzfristig - 

bis 2011  und ich lade Sie genauso wie den Landkreistag und den Städtetag zu ei-

nem intensiven Dialog ein. Wir wollen versuchen, innerhalb des Finanzausgleichs-

systems das uns Mögliche zu verändern. Mit dem Nachtragshaushalt haben wir das 

Verhältnis zwischen allgemeinen Zuweisungen und Zweckzuweisungen zu Gunsten 

der allgemeinen Zuweisungen verändert und sind jetzt bei etwa 62%. Das sind keine 

gigantischen Größenordnungen, aber es ist ein Zeichen, dass wir den Versuch un-

ternehmen Ihnen hinsichtlich der allgemeinen Ausgaben zusätzliche Spielräume zu 

geben. Wir haben uns darüber hinaus darauf verständigt, dass wir – und ich weiß, 

das wird bei manchen auch eine Diskussion auslösen - darüber nachdenken müs-

sen, wie wir den Soziallastenansatz innerhalb des Verbundsystems stärken, um de-

nen, die die höchsten Ausgabennotwendigkeiten haben aus diesen Mitteln eine zu-

sätzliche Entlastung zukommen zu lassen.  
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Und ich bitte mir abzunehmen, dass wir uns unendliche Mühe gemacht haben und 

machen, aber wenn wir damit 30 Millionen per annum darstellen können, als zusätz-

liche Entlastungen für die, die es besonders nötig haben im kommunalen Verantwor-

tungsbereich, dann sind es auch die Größenordnungen die so erreichbar sind. Wir 

alle wissen um die Höhe der Kassenkredite und um die Gesamtfehlbeträge. Also 

damit allein werden wir es nicht schaffen. Dennoch wäre ich dankbar, wenn zumin-

dest gesehen würde, dass wir uns auch was diese Fragen angeht azyklisch verhal-

ten. Anders als die meisten anderen Länder, die bisher Haushaltsentscheidungen 

getroffen haben. In Hessen wird man bis 2011 400 Millionen des Einkommensverlus-

tes zu Lasten der Kommunen verrechnen. Sie wissen, wenn wir den Solidarpakt 

nicht hätten, dann wäre dies fast zwangsläufige Folge jedes Nachtragshaushaltes, 

dass die Steuerausfälle im Kommunalverbund dann mit der entsprechenden zweijäh-

rigen - also übernächstes Jahr - Wirkung dann auch umgesetzt werden müssten. In 

Baden-Württemberg sind es für 2010 und 2011 jeweils 799 Millionen die verrechnet 

werden. Ich habe Ihre Kritik verstanden, dass wir 24 Millionen verrechnen, aber die 

Kommunen werden 2010 dennoch rund 89 Millionen Euro mehr erhalten als 2008.  

Ich glaube, es ist schon ein Zeichen, das gesetzt wird, das der Landesregierung na-

türlich die heftige Diskussion der zu hohen Neuverschuldung einbringt - man könnte 

sich dort einen schlankeren Fuß machen. Aber wem nützt es? Wir sind für die glei-

chen Bürgerinnen und Bürger da und vor Ort hat man eben überhaupt keine Aus-

gleichsspielräume mehr. Ich will daran erinnern, aber glaube, dass wir einen weiteren 

Schritt miteinander gehen sollten und wir werden ihn auch einleiten. Nämlich das ge-

samte Finanzausgleichssystem wieder einmal auf den grundsätzlichen Prüfstand zu 

stellen. Wir wollen dazu eine entsprechende Begutachtung, Sie wissen wie komplex 

das ist, dass man da eine Unzahl von Musterberechnungen braucht, sonst kann man 

das überhaupt nicht wirklich verantwortungsbewusst machen. Wir brauchen sehr 

gründliche Vorarbeit dazu und deshalb ist unsere Hoffnung und Erwartung - und ich 

möchte Sie dazu einladen -, dass Sie an dieser Diskussion, an der Beauftragung für 

eine solche gutachterliche Untersuchung teilnehmen. Wir wollen versuchen, das so 

hinzukriegen, dass wir 2014 eine neue Grundlage für die Staats- und Kommunalbe-

ziehungen miteinander auf den Weg gebracht haben. Ich warne nur noch einmal da-

vor: Damit wird das Finanzvolumen noch nicht größer sein. Ich hoffe, es wird trans-
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parenter werden und dass wir auf Veränderungen, die sich über die letzten Jahre 

ergeben haben, stärker eingehen können. Aber es wird eben dadurch nicht mehr 

Geld in der Kasse sein, auch wenn wir es vernünftiger und gerechter verteilen und 

wenn wir alle die Hoffnung haben, dass die Zeichen am wirtschaftlichen Horizont uns 

dann auch wieder eine bessere Gesamtsteuergrundlage geben. Aber wie gesagt, wir 

werden dann bis 2020, was die Nettoneuverschuldung angeht, an einem Gleitpfad 

nach unten sehr intensiv arbeiten müssen und da wird uns keine konjunkturelle Ver-

besserung helfen, – weil wir die nicht einrechnen dürfen. Es geht um strukturelle 

Verbesserungen. Die konjunkturellen Verbesserungen werden wir nehmen müssen 

um das auszugleichen, was wir jetzt in der schwachen Konjunktur an zusätzlichen 

Ausgabenprogrammen eben auch gemeinsam umgesetzt haben oder gerade in der 

Umsetzung haben.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich will damit kein Horrorszenario malen, 

wir können das miteinander schaffen, aber die Fragestellung – die in dem Gleichnis 

mal beantwortet worden ist  „Gebt dem Kaiser, was des Kaisers ist“ – nämlich was 

brauchen denn kommunale Haushalte, was brauchen staatliche Haushalte und was 

muss an kirchlichen Einnahmen da sein u. s. w., um eben die gemeinsamen Aufga-

ben auch entsprechend erfüllen zu können. An dieser Fragestellung werden wir nicht 

vorbeikommen und wir werden sie beantworten müssen und die Antwort auf der Ein-

nahmeseite wird zugleich immer auch eine Antwort auf der Ausgabenseite sein müs-

sen.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir können das alles schaffen, wenn wir 

dazu intensiv zusammenarbeiten. Vor dem Hintergrund unserer Erfahrungen und 

unseres Wissens können wir auf diese Art und Weise auch wieder in eine stabile La-

ge kommen, wenn diese Weltwirtschaftskrise überwunden ist.  

Ich wünsche Ihnen allen viel Erfolg und will auch deutlich machen, dass wir gewillt 

sind, Ihre Beiträge und Anstöße in den entsprechenden in Auftrag gegebenen Gut-

achten zur Kommunal- und Verwaltungsreform auch zu beachten. Aber vor dem Hin-

tergrund der Dimensionen, über die ich gerade gesprochen habe, wäre es nicht zu 

verantworten, wenn wir nicht Fragen stellen würden und auch in diesen Bereichen  - 

in einer vorsichtigen Weise - eine Weiterentwicklung einleiten und dass diese immer 
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auch konsequent sein muss. Die Lebenserfahrung zeigt: Am Anfang muss ein klares 

Ziel definiert werden, auf das man hinarbeiten kann.  

Ich hoffe, Sie haben einen guten Tag mit guten Beschlüsse. Ich wünsche uns allen 

gemeinsam, dass wir die kommenden Jahre, nach dem wir dieses Jahr 60 Jahre 

Bundesrepublik gefeiert haben, in vielfacher Herausforderung, sicher aber auch in 

der Gewissheit, dass wir diese Herausforderung bewältigen können, angehen. Herz-

lichen Dank, alles Gute. Ein herzliches „Glück auf“ dem Vorstand, der heute gewählt 

wird, aber wie immer werden Sie das hervorragend tun. Danke schön.  
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Mitgliederversammlung am 16.11.2009; Ergebnisniederschrift  
 

 

 

TOP: 2 Grußworte 

TOP:2.2 Hannelore Klamm MdL, Vizepräsidentin des Landestages Rheinland-
Pfalz 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender Höfer, 

sehr geehrter Herr Ministerpräsident, 

sehr geehrter Herr Hartmann, MdB, 

sehr geehrter Herr Vizepräsident Schnabel, 

sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete,  

sehr geehrter Herr Professor Meyer, 

meine sehr geehrten Damen und Herren, 

zu Ihrer heutigen Mitgliederversammlung des Gemeinde- und Städtebundes Rhein-

land-Pfalz überbringe ich Ihnen als Vertreterin des Landtags gerne die herzlichen 

Grüße von Landtagspräsident Joachim Mertes und aller Abgeordnetenkolleginnen 

und -kollegen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

aktive Bürgerbeteiligung ist am einfachsten in unseren vielen Kommunen möglich. 

Hier haben die Menschen die Gelegenheit, sich sozusagen direkt vor der Haustür in 

die Politik einzubringen und diese mitzugestalten.Eine enge Zusammenarbeit zwi-

schen den Kommunen und dem Landtag ist daher notwendig, um die wichtigen Er-

gebnisse dieser Arbeit auf die Landesebene zu transportieren. Für die vielfältigen 

und guten Beziehungen zwischen diesen Ebenen möchte ich mich an dieser Stelle 

bedanken. 
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Das Jahr 2009 ist für die Bundesrepublik Deutschland und für Rheinland-Pfalz in viel-

facher Hinsicht ein erinnerungsträchtiges Jahr. Viele Jubiläen und Festtage prägen 

das Kalenderbild. 

So wurde vor 100 Jahren die politische Grundlage für eine verbandliche Zusammen-

arbeit deutscher Städte gelegt.  

Nach dem zweiten Weltkrieg konnten die kommunalen Verbände ihre Arbeit schnell 

wieder aufnehmen. 

Wir dürfen in diesem Jahr das 60jährige Bestehen unseres Landes (Bundesrepublik) 

und damit gleichzeitig auch das Inkrafttreten des Grundgesetzes feiern. Und seit 20 

Jahren ist Deutschland die Einheit, die mit dem Mauerfall am 9. November 1989 her-

gestellt wurde. 

Doch es sind nicht nur die positiven Ereignisse und Festtage, die das Jahr 2009 prä-

gen. Es gibt leider auch eine Schattenseite, denn im 60. Jahr der Bundesrepublik 

stehen wir vor gewaltigen Problemen, ausgelöst durch die globale Wirtschafts- und 

Finanzkrise.Der Kommunalbericht 2009 des Landesrechnungshofs verdeutlicht die 

kritische Situation in der wir uns befinden. 

Die Finanzlage ist äußerst angespannt. Das Finanzierungsdefizit der kommunalen 

Haushalte belief sich 2008 auf 245 Millionen Euro. Trotz des bisher höchsten Steu-

eraufkommens stieg das Defizit gegenüber dem Vorjahr um 75 Millionen Euro.  

Diese Entwicklung schränkt die eigenverantwortlichen Gestaltungsmöglichkeiten vor 

Ort erheblich ein und lässt diesen nur wenig Möglichkeit für neue Investitionen. 

Die Umsetzung des Konjunkturpakets II verspricht Abhilfe und es ermöglicht den 

Kommunen, mit Hilfe des Bundes und der Länder wichtige Investitionen durchzufüh-

ren. So können die Auswirkungen der Krise auf den Arbeitsmarkt abgemildert wer-

den. Dazu werden in Rheinland-Pfalz insgesamt 625 Millionen Euro in diesem und 

den beiden kommenden Jahre investiert. Hohe Priorität für die Landesregierung hat-

te eine schnelle Umsetzung des Investitionsprogramms, um so Konjunktureinbrüche 

zu verhindern. 

Auf einer gemeinsamen Pressekonferenz zogen die kommunalen Spitzenverbände 

eine Zwischenbilanz. 

Demnach ist die Umsetzung des Konjunkturpaktes II gut angelaufen. Der Investiti-

onsstau wird durch das Programm ein Stück weit abgebaut. Bereits jetzt sind über 70 

Prozent der Projekte, die zur Bewilligung vorgesehen sind, angelaufen. 
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Lassen Sie mich noch ein paar Worte zu der anstehenden Kommunal- und Verwal-

tungsreform sagen: Die letzte Gebietsreform ist über 35 Jahre her. Es gilt nun, die 

bestehenden Strukturen zu optimieren, was insbesondere durch die absehbare de-

mographische Entwicklung sowie die absehbare Entwicklung der öffentlichen Finan-

zen, die sich wandelnden öffentlichen Aufgaben und die technologische Entwicklung 

erforderlich ist. Zwei Gesetzentwürfe der Landesregierung zu der geplanten Kommu-

nalreform werden in der nächsten Zeit das Parlament beschäftigen. 

Das „Erste Landesgesetz zur Kommunal- und Verwaltungsreform“, das so genannte 

Vorschaltgesetz, soll das Fundament für eine bessere Zusammenarbeit der 

Gemeinden bilden. 

Schwerpunktmäßig geht es um die Optimierung der Struktur der verbandsfreien Ge-

meinden und der Verbandsgemeinden. Neben anderen Bestimmungsindikatoren 

sollten verbandsfreie Gemeinden mindestens 10 000 und Verbandsgemeinden min-

destens 12 000 Einwohner haben. In einer Vorschlagsliste des Innenministeriums 

sind 32 verbandsfreie Gemeinden und Verbandsgemeinden für Zusammenschlüsse 

genannt.  

Für Gemeinden, die sich freiwillig zusammenschließen, werden finanzielle Anreize 

geschaffen. Die betroffenen Kommunen haben bis Mitte 2014 die Chance, ihre Zu-

kunft selbst in die Hand zu nehmen und zu gestalten. 

Mit dem „Zweiten Landesgesetz zur Kommunal- und Verwaltungsreform“ soll die so 

genannte 64er-Liste umgesetzt werden. Diese beschreibt die Änderung behördlicher 

Zuordnung von Aufgaben und von Verfahrensabläufen, um so eine Optimierung der 

kommunalen und staatlichen Aufgabenzuteilung zu erzielen. Beide Gesetzesentwür-

fe basieren auf einer breiten Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger. 

Es war eine richtige Entscheidung, bereits bei der Vorbereitung der Kommunalreform 

auf die Teilnahme und Mitarbeit der Bürgerinnen und Bürger zu setzen. 

Sowohl das Konjunkturpaket II als auch die Kommunal- und Verwaltungsreform sind 

geeignete Maßnahmen, Selbstverwaltung zu stärken. Jedoch sind auch die besten 

Reformen nur mit der Beteiligung der Bürger umzusetzen. Deshalb muss das ehren-

amtliche Engagement vor Ort gestärkt und weiter ausgebaut werden. 

Gemeinsam müssen die Bürgerinnen und Bürger, die Kommunen und das Land da-

ran mitwirken, um die derzeitige Krise zu überwinden und die Selbstverwaltung, ins-

besondere die finanzielle Leistungsfähigkeit unserer Kommunen zu stärken und zu 
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sichern. Dafür wünsche ich uns allen die nötige Weitsicht und Entschlossenheit und 

dem Gemeinde- und Städtebund eine gute und erfolgreiche Arbeit. 
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Mitgliederversammlung am 16.11.2009; Ergebnisniederschrift  
 

 

 

TOP: 2 Grußworte 

TOP:2.3 Dr. Gerd Landsberg, Geschäftsführendes Präsidialmitglied Deutscher 
Städte- und Gemeindebund, Berlin 

Meine sehr verehrten Damen und Herren,  

haben Sie herzlichen Dank, dass ich heute bei Ihrer Mitgliederversammlung erneut 

zu Ihnen sprechen darf. Es ist eine lieb gewordene Gewohnheit, dass ich an Ihrer 

Mitgliederversammlung sprechen kann, und ich freue mich, dass ich mich hier schon 

richtig zu Hause fühle.  

Sie haben sich einen wichtigen und günstigen Zeitpunkt für Ihre Mitgliederversamm-

lung gewählt. Gerade ist die Bundesregierung in die neue Legislaturperiode gestar-

tet. Vor diesem Hintergrund möchte ich das Grußwort nutzen, um einen Blick auf un-

sere politische Zukunft zu werfen.  

Was die Regierung vorhat, findet sich im Koalitionsvertrag. Man sollte einen solchen 

Koalitionsvertrag allerdings nicht als Bibel, als Gesetz oder auch nur als Gesetzent-

wurf sehen. Es ist so etwas wie ein Eheversprechen. Wir alle wissen, was alles 
bei einer Hochzeit versprochen - man kann auch sagen gelogen – wird. Vieles 
tritt ein, manches aber auch nicht. Der Koalitionsvertrag enthält durchaus positive 

Ansätze auch für die Städte und Gemeinden. Aus dem Gesamtduktus ist durchaus 

erkennbar, dass die Bundesregierung begriffen hat, dass die zentralen Politikfelder 
niemals gegen und immer nur mit den Städten und Gemeinden bearbeitet wer-
den können. Ich nenne die Beispiele Arbeitsmarktpolitik, Sozialpolitik, Integra-
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tionspolitik, Bildungs- und Familienpolitik. Wer hier die Kommunen nicht auf sei-

ner Seite weiß und durch entsprechende Finanzausstattung auch dafür sorgt, wird, 

meine Damen und Herren, scheitern. Ich möchte einige Aspekte des Koalitions-
vertrages herausgreifen. Da wir natürlich nicht nur Pessimisten, sondern auch Op-

timisten sind, will ich drei positive und drei aus unserer Sicht negative Aspekte be-

leuchten.  

I.  
Die bedenklichen Ansätze 

1. Steuererleichterungen 

Die Große Koalition verspricht den Bürgerinnen und Bürgern Steuererleichterungen 

in Höhe von 24 Mrd. Euro im Jahr. Das ist vielleicht für viele Bürger etwas Schönes. 

Für die Haushalte der Städte und Gemeinden wäre es verheerend. Wir werden im 

nächsten Jahr voraussichtlich mit einem Defizit von 11,5 Mrd. Euro abschließen. 

Gleichzeitig werden die Sozialausgaben weiter steigen, da unstreitig die Arbeitslosig-

keit im Jahre 2010 – nach Auslaufen der Kurzarbeit – deutlich zunehmen wird.  

Nun könnte man sagen, meine Damen und Herren, Steuerentlastungen bringen 
Kaufkraft, Kaufkraft bringt Wirtschaftsaufschwung, Wirtschaftsaufschwung 
bringt zusätzliche Steuereinnahmen.  

Die Wirtschaftswissenschaft tut sich allerdings mit einer solchen Annahme schwer. 

Auch ein großer Teil der Bürger und Politiker scheint im Gegensatz zu Teilen der 

FDP nicht an diese einfache Formel zu glauben. Zunächst einmal werden die Bürger 

bereits ab 2010 deutlich entlastet durch die Beschlüsse, die noch die Große Koalition 

gefasst hat. Allein 14 Mrd. Euro durch die Absenkung der Krankenkassenbeiträge 

und die Senkung des Eingangssteuersatzes. Zusätzlich ist erhebliche Kaufkraft da-

durch entstanden, dass die Energiepreise um sage und schreibe 30 Prozent im Ver-

gleich zum Vorjahr zurückgegangen sind. Auch die Beiträge zur Arbeitslosenversi-

cherung wurden gesenkt, was ebenfalls Spielräume eröffnet.  

Zusätzliche Steuerentlastungen werden nach meiner Einschätzung eher in den 
Sparstrumpf als in die Wirtschaft wandern. Der Glaube, man könne Steuerentlas-
tungen durch entsprechende Steuereinnahmen refinanzieren, ist ein Irrglaube. 
Deswegen bin ich sehr froh, dass auch viele Bundesländer die ebenfalls diese Steu-

ergeschenke bezahlen müssen, deutlichen Widerstand angemeldet haben. Ich bin, 

ganz sicher, meine Damen und Herren, es wird jedenfalls nicht in diesem Umfang 
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kommen, wie es im Koalitionsvertrag steht und wir werden diesen Steuerentlastun-

gen beherzt Widerstand entgegensetzen.  

2. Verkürzung der Wehrpflicht 

Lassen Sie mich einen weiteren Aspekt aufgreifen, der nicht auf unsere Zustimmung 

stoßen sollte. Die Koalitionäre haben sich auf die Verkürzung der Wehrpflicht auf 

sechs Monate verständigt. Dies ist ein Kompromiss, da die FDP ursprünglich die 

Wehrpflicht ganz abschaffen sollte. Nun kann man fragen, was geht die Kommu-
nen die Wehrpflicht an? Die Wehrpflicht hat sehr viel auch mit Städten und Ge-

meinden zu tun, denn an der Wehrpflicht hängt der Ersatzdienst. Über 15.000 Zivil-
dienstleistende arbeiten in den Städten und Gemeinden. Allein die Betreuung 

von schwerstbehinderten Kindern liegt fast ausschließlich in den Händen von Zivil-

dienstleistenden. Auch in Altersheimen, bei der Feuerwehr und im Krankenwagen-

einsatz sind sie kaum ersetzbar. Wenn die Verkürzung auf sechs Monate Wirklichkeit 

wird, lohnt sich eine qualifizierte Ausbildung dieser Zivildienstleistenden nicht mehr. 

Sie dauert in der Regel drei bis vier Monate und würde sich dann für die Dienstelle 

nicht mehr rentieren. Dementsprechend hat der Paritätische Wohlfahrtsverband be-

reits angekündigt, er werde sich komplett aus der Bereitstellung von Zivildienststellen 

zurückziehen.  

Dies, meine Damen und Herren, wäre ein verheerendes Signal. Eine alternde Ge-

sellschaft in der Krise braucht nicht weniger, sondern mehr Menschen, die sich en-

gagieren und derartige Aufgaben übernehmen. Es ist auch ein Irrglaube, zu meinen, 

man könne das durch bezahlte Tätigkeiten ersetzen. Erstens gibt es keine 90.000 

Jugendliche, die bereit sind, diese Aufgaben freiwillig zu übernehmen und im Übrigen 

fehlt sowohl den Städten und Gemeinden wie aber auch Bund und Ländern die dafür 

- nötige Finanzkraft. Last but not least – und dies ist bisher kaum beleuchtet worden 

– ist es auch für die betroffenen Zivildienstleistenden ein falscher Ansatz. Ein 

Großteil dieser Personen sind Abiturienten, die im Juli ihr Abitur abschließen. Der 

Zivildienst endet dann – so die Koalition – im Dezember. Die neuen Master- und Ba-

chelorstudiengänge können aber regelmäßig erst im Wintersemester – also im Okto-

ber – aufgenommen werden. Dies würde dazu führen, dass ein Großteil dieser Per-

sonen wahrscheinlich erwerbslos würde und ebenfalls Ansprüche nach Hartz IV gel-

tend machen können. Auch die Chance, sich im Zivildienst zu qualifizieren, wür-
de mangels Ausbildungsangebote weitgehend wegfallen. Ich meine, meine Da-

men und Herren, die Verkürzung ist ein falsches Signal. Wir sollten vielmehr darüber 
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nachdenken, ob es nicht sinnvoll ist, von jedem jungen Menschen, egal ob Mann 

oder Frau, eine gewisse Zeit zu verlangen, in der er Dienst für die Allgemeinheit tut. 

Das täte dem Zusammenhalt in einer demokratischen Gesellschaft sicherlich gut. 

Gleichzeitig sollten wir natürlich das Anreizsystem auch für länger dienende freiwilli-

ge Dienste erhöhen. Ein ganz einfacher Weg ist z. B. eine Verbesserung bei der 

Konkurrenz um Ausbildungs- und Arbeitsplätze im öffentlichen Dienst. Hier gibt es 

viel zu tun, aber die Verkürzung ist ein falsches Signal.  

3. Abschaffung der Gewerbesteuer 

Ich wäre ein schlechter Vertreter eines kommunalen Spitzenverbandes, wenn ich bei 

der Auflistung der Dinge, die uns weniger gefallen, nicht auch auf unser zentrales 

Thema die Gewerbesteuer eingehen würde. Der Koalitionsvertrag beschreibt - ganz 

listig – man wolle die Finanzausstattung der Kommunen verbessern und deshalb 

über eine Alternative zur Gewerbesteuer nachdenken. Das klingt ganz kompromiss-

bereit, ist es aber in Wirklichkeit nicht. Die FDP hat diese Passage durchgesetzt und 

sich immer für eine Abschaffung der Gewerbesteuer ausgesprochen. Natürlich wer-

den wir uns dieser Diskussion stellen. Ich gebe aber deutlich zu bedenken, dass wir 

genau diese Diskussionen in Zeiten von Rot-Grün geführt haben. In nächtelangen 

Kommissionssitzungen haben wir festgestellt, dass eine echte Alternative zur Ge-

werbesteuer, die das Band zwischen Kommune und Wirtschaft stärkt, kaum ersicht-

lich ist. Ich glaube nach wie vor, dass es auch eine Illusion ist, zu glauben, ein Unter-

nehmen würde seine Standortentscheidung davon abhängig machen, ob Gewerbe-

steuer anfällt oder nicht. Dagegen spricht schon der Umstand, dass die Unterneh-

men gerade in die Städte und Gemeinden drängen, die häufig den höchsten Gewer-

besteuersatz haben. Gewerbesteuer ist sicherlich ein Baustein für die unternehmeri-

sche Entscheidung bei einem Standort, aber nicht der entscheidende. Im Übrigen 

sehe ich nach wie vor keine Lösung, wie die für uns notwendigen Einnahmen von ca. 

33 Mrd. Euro pro Jahr durch ein anderes System ersetzt werden sollen. Es kann ja 
wohl auch nicht sein, dass am Ende die Wirtschaft von der Gewerbesteuer be-
freit wird und dafür die Bürger mehr Steuern bezahlen.  

II.  
Positive Ansätze im Koalitionsvertrag 

Wir finden aber auch viel Gutes in der Koalitionsvereinbarung, was ich hier nicht ver-

schweigen will. Ein Beispiel ist etwa die Aussagen zur Privatisierung der Deut-
schen Bundesbahn. Wir haben als Deutscher Städte- und Gemeindebund immer 
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dafür gestritten, dass das Netz im Besitz des Bundes bleibt und die Bahnerschlie-

ßung in der Fläche weiter gestärkt wird. Gerade solche Aussagen finden sich im 

Koalitionsvertrag, das heißt, weder das Netz noch die Bahnhöfe sollen privatisiert 

werden. Ob die Bahn tatsächlich zu irgendeinem Zeitpunkt am Aktienmarkt platziert 

wird, bleibt ebenfalls offen. Insoweit finde ich, ist eine sinnvolle Entscheidung getrof-

fen worden.  

Auch das Bekenntnis zum Ausbau des Breitbandnetzes und zur Fortentwick-
lung des ländlichen Raumes soll hier nicht unerwähnt bleiben. Es ist überhaupt 

bemerkenswert, dass sich eine Koalitionsvereinbarung erstmals überhaupt in einem 

eigenen Abschnitt mit der Entwicklung ländlicher Räume befasst. Lassen Sie mich 

diesen entscheidenden Teil kurz zitieren:  

„Wir stehen für starke, lebenswerte ländliche Räume sowie eine gleichwertige 
Entwicklung von ländlichen Regionen und städtischen Ballungszentren. Wir 
werden dem verstärkten demographischen Wandel vermehrt Aufmerksamkeit 
widmen. Wir wollen die Vielfalt der ländlichen Räume erhalten, sowie deren 
Stärken und Wirtschaftskraft fördern. Wir werden dafür insbesondere die Ge-
meinschaftsaufgaben zur Förderung der regionalen Wirtschaftsstruktur und 
Agrarstruktur sowie weitere Infrastrukturmaßnahmen zur Unterstützung der 
ländlichen Regionen ausbauen und verstärkt gemeinsam zielorientiert einset-
zen!“ 

Durchaus als Erfolg des Deutschen Städte- und Gemeindebundes werte ich die Ab-

sicht der Großen Koalition, eine Kommission einzurichten, die sich mit der grund-
legenden Frage auseinandersetzt, welche Aufgaben soll eine Kommune haben 
und wie sollen sie finanziert werden. Vor dem Hintergrund der dramatischen 

Staatsverschuldung von etwa 1,9 Billionen Euro Ende diesen Jahres und den klaf-

fenden Lücken in den kommunalen Haushalten, brauchen wir diese Grundsatzdis-

kussion. Wir brauchen allerdings nicht nur eine Diskussion, sondern auch eine Lö-

sung. Lassen Sie mich dazu zwei Beispiele nennen:  

Für mich ist nach wie vor nicht erkennbar, warum es eine kommunale Aufgabe sein 

soll, Unterkunftskosten zu finanzieren, wenn ein Bürger nicht in der Lage ist, selbst 

für ausreichenden Wohnraum zu sorgen. Dies ist eine gesamtstaatliche Aufgabe, die 

auch gesamtstaatlich finanziert werden sollte. Ein weiteres Beispiel ist die Eingliede-
rungshilfe für Behinderte. Am Ende diesen Jahres werden die Kommunen 11,9 

Mrd. Euro für die Eingliederungshilfe ausgegeben haben. Jeder von uns kann in die 



- 25 - 

.../ 26 

 

Situation kommen, dass er durch einen Unfall eine Behinderung erleidet und natür-

lich soll und muss er die notwendige Hilfe erhalten. Aber auch hier stellt sich die Fra-

ge, ist dies tatsächlich eine kommunale Aufgabe, oder nicht ebenfalls ein gesamtge-

sellschaftliches Problem. Dabei will ich es mir nicht einfach machen und sagen, der 

Bund muss alles bezahlen, da mir natürlich die dramatische Finanzsituation des 

Bundes ebenfalls bewusst ist. Deswegen sollte man hier überlegen, ob es nicht auch 

Versicherungslösungen geben muss. Wir werden diesen Staatshaushalt niemals 
sanieren, meine Damen und Herren, wenn wir frei nach dem Motto handeln „der 
Staat zahlt, der Bürger nimmt“. Wir werden den Menschen mehr Eigenverantwor-

tung und auch mehr Eigenfinanzierungsverantwortung abverlangen müssen. Auch 

wenn das heute noch niemand so recht glauben will. Die Zukunft wird das zeigen. 

Deswegen, meine Damen und Herren, möchte ich mit einer Aussage von Cicero 

schließen, der vor über 2050 Jahren Folgendes aufgeschrieben hat:  

Der Staatshaushalt muss saniert werden. Die Zinsen müssen bezahlt werden. 
Die Arroganz der Behörden gegenüber den Bürgern muss ein Ende haben.  
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Mitgliederversammlung am 16.11.2009; Ergebnisniederschrift  
 

 

 

TOP: 3 Jahresrechnung 2008 

TOP: 3.1 Prüfungsberichte – Zweckbetrieb – Wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb 

Wirtschaftsprüfer Dipl.-Volkswirt Klemens Bellefontaine, Mittelrheinische Treuhand 

GmbH, Koblenz, stellt die Eckpunkte der Prüfungsberichte heraus.  

Die Prüfung der Jahresrechnungen führte zu keinen Beanstandungen. Die Wirt-

schaftsprüfung habe jeweils uneingeschränkten Bestätigungsvermerk ergeben.  
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Mitgliederversammlung am 16.11.2009; Ergebnisniederschrift  
 

 

 

TOP: 3 Jahresrechnung 2008 

TOP: 3.2 Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstandes und der Ge-
schäftsführung 

Bm Rudolf Becker, Speicher, stellt Antrag, dem Vorstand und der Geschäftsführung 

Entlastung zu erteilen.  

Dem Vorstand und der Geschäftsführung wird bei einer Gegenstimme und einer 

Stimmenthaltung Entlastung erteilt; die Ergebnisse werden auf das Geschäftsjahr 

2009 vorgetragen..  
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Mitgliederversammlung am 16.11.2009; Ergebnisniederschrift  
 

 

 

TOP: 4 Wahl der Wahlvorstandsmitglieder 

Die Landtagsfraktionen haben die folgenden Vertreterinnen und Vertreter zur Zuwahl 

in den Vorstand und den Landesausschuss vorgeschlagen: 

Abg. Friedericke Ebli (SPD) 

Abg. Michael Hüttner (SPD) 

Abg. Heinz-Hermann Schnabel (CDU) 

Abg. Anke Beilstein (CDU) 

Abg. Thomas Auler (FDP) 

Die Mitgliederversammlung wählt die vorgeschlagenen Vertreterinnen und Vertreter 

der Fraktionen dem Vorstand und dem Landesausschuss ohne Gegenstimmen und 

Stimmenthaltungen zu.  

Der Vorsitzende führt aus, dass es ein besonderes Anliegen des Gemeinde- und Städ-

tebundes Rheinland-Pfalz ist, die Repräsentanz der Ortsgemeinden und verbandsan-

gehörigen Städte in den Verbandsgremien weiter zu stärken. Die Mitgliederver-
sammlung möge zustimmen, dass der Landesausschuss auf Vorschlag des Ar-
beitskreises Ortsbürgermeister Vertreterinnen und Vertreter der Ortsgemeinden und 

verbandsangehörigen Städte dem Vorstand (3) zuwählt. Die Vorschläge sollen unter 

Berücksichtigung des Landesergebnisses der Kommunalwahlen erfolgen.  

Die Mitgliederversammlung stimmt zu.  
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Der Vorsitzende erläutert, dass dem Vorstand 12 Mitglieder angehören, davon 6 kraft 

Amtes; die weiteren 6 werden von der Mitgliederversammlung gewählt (Wahlvor-

standsmitglieder). Daran schließen sich die Vorschläge für die zu wählenden 6 Wahl-

vorstandsmitglieder wie folgt an. 

Bm Wolfgang Bambey, Dahner Felsenland, CDU, alternierend 

Im Bezirksvorsitz Rheinhessen Pfalz besteht ab den Kommunalwahlen 2009 eine 

Alternierung im Vorsitz mit Bm/BmSt Karl-Heinz Seebald, Rockenhausen (SPD). Deshalb 

wird vorgeschlagen, bei der Wahl von Bm Wolfgang Bambey und Bm/BmSt Karl-Heinz 

Seebald die Alternierung in der Funktion des Wahlvorstandsmitgliedes vorzusehen, um 

die sich aus dem Kommunalwahlergebnis ergebende Verteilung der Mandate während 

der gesamten Wahlzeit des Vorstandes zu gewährleisten. 

Bm/BmSt Bernd Weidenbach, Bad Breisig, CDU 

BmIn Anke Denker, Stromberg, SPD 

Bm/BmSt Karl-Heinz Seebald, Rockenhausen, SPD, alternierend 

Bm Ralph Spiegler, Nieder-Olm, SPD 

Bm Axel Haas, Kirchheimbolanden, VFB 

Mit der Wahl von Bm Axel Haas zum Vorstandsmitglied soll – auf der Grundlage des 

Kommunalwahlergebnisses – in Absprache mit der Vereinigung Freier Bürgermeister und 

Beigeordnete in Rheinland-Pfalz (VFB) die Bestellung zum Zweiten Stellvertretenden Vor-

sitzenden des Gemeinde- und Städtebundes erfolgen (für die Dauer der Wahlzeit des 

Vorstandes [bis 2014]). 

Ratsmitglied Manfred Petry, Hochspeyer, FWG. 

Weitere Vorschläge oder Gegenvorschläge ergeben sich nicht. Aus der Mitglieder-
versammlung ergibt sich kein Widerspruch, die Wahl offen und in verbundener Ein-

zelwahl durchzuführen.  

Die Mitgliederversammlung wählt die Vorgeschlagenen ohne Gegenstimme. Gleich-

zeitig bestellt die Mitgliederversammlung das Wahlvorstandsmitglied Bm Axel Haas 

zum 2. Stellvertretenden Vorsitzenden des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-

Pfalz für die Dauer der Wahlzeit des Vorstandes (bis 2014). 
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Mitgliederversammlung am 16.11.2009; Ergebnisniederschrift  
 

 

 

TOP: 5 Die Zukunft der kommunalen Selbstverwaltung – Anmerkungen zu 
aktuellen Reformdebatten 

Universitätsprofessor Dr. Johannes Dietlein, Heinrich-Heine-Universität, Düsseldorf: 

Die Zukunft der kommunalen Selbstverwaltung  
- Anmerkungen zu aktuellen Reformdiskussionen1 - 

I. Problemaufriss 

Wie lassen sich Staat und Verwaltung „effizienter“ organisieren? Diese Frage steht – 

nicht nur in Rheinland-Pfalz – im Mittelpunkt vielfältiger Reformüberlegungen auf 

staatlicher und kommunaler Ebene. Und die Frage ist tatsächlich zu einer Existenzfra-

ge geworden. Denn eines wird immer klarer: Der Staat der Zukunft wird nicht mehr 

alles überall aus eigener Kraft regeln können. Die finanziellen Spielräume der öffentli-

chen Hand verengen sich mit zunehmendem Tempo. Zugleich verschärft sich die de-

mographische „Schieflage“ mit bislang nur schwer abschätzbaren Folgen gerade für 

den ländlichen Raum.2 Und so kursiert vielerorts bereits eine neue Formel. Sie lautet: 

„Weniger Volk gleich weniger Staat“. Nur, was heißt das genau? Soll die Formel sa-

gen, dass weniger Volk auch weniger Staat benötigt? Lösen sich die Fragen des 

                                            
1 Der Verfasser ist Inhaber des Lehrstuhls für Öffentliches Recht und Verwaltungslehre an der Hein-
rich-Heine-Universität Düsseldorf. Der vorliegende Beitrag geht zurück auf einen Vortrag, den der 
Verfasser am 16.11.2009 auf der Mitgliederversammlung des Gemeinde- und Städtebundes Rhein-
land-Pfalz in Mainz gehalten hat. Der Vortragsstil wurde beibehalten. 
2 Zur Bevölkerungsentwicklung in den Kommunen vgl. Hinrichs, in: Mann/Püttner (Hrsg.), Handbuch 
der kommunalen Wissenschaft und Praxis, Bd. I, 3. Aufl. 2007, S. 307 ff. 
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Rückbaus des Staates in einer schrumpfenden Gesellschaft also gleichsam von al-

lein? 

Wenig spricht dafür. Gewiss wird es in dem einen oder anderen Verwaltungsbereich 

sog. „Demographie-Renditen“ geben; so – hoffentlich – bei den Jugendstaatsanwalt-

schaften, wenn hier mit dem Schwinden der Jugend auch die Bearbeitungszahlen für 

Jugenddelikte zurückgehen. Aber so ganz linear, wie die Gleichung glauben machen 

will, wird es vermutlich doch nicht gehen. Oder nehmen wir das Stichwort Schule: 

Heißt das Patentrezept hier „Weniger Kinder gleich weniger Schulen“? Fragezeichen 

sind berechtigt, denn wer das Schulangebot gerade in bevölkerungsschwächeren Re-

gionen zusammenstreicht, riskiert womöglich die Abwanderung junger Familien und 

verschärft damit entstandene Schieflagen. Auch bleibt zu bedenken, dass die Klas-

senstärken in den vergangenen Jahren vielfach deutlich zu hoch waren. Und das, ob-

gleich die früher vorherrschende Auffassung, derzufolge die Klassengröße eine für 

den Schulerfolg wenig bedeutsame Variable darstelle, durch neuere Studien, etwa aus 

den USA, längst gründlich widerlegt wurde.3 Insofern sollte man auf das Absinken von 

Schülerzahlen gewiss nicht sogleich mit hektischen Rückbaumaßnahmen hinsichtlich 

des Schulangebotes reagieren, sondern die sich hier bietende „Rendite“ tatsächlich 

zum Wohle einer besseren Schulbildung nutzen. Dass die Formel „Weniger Volk 

gleich weniger Staat“ keine allgemeingültige Lösung bietet, wird vollends offenbar, 

wenn man etwa die Bereiche Forschung, Umwelt und Infrastruktur in den Blick nimmt. 

Denn wer könnte ernsthaft vertreten, dass ein personell schrumpfendes Land die öf-

fentlichen Investitionen etwa in Umweltschutz, Verkehrsinfrastruktur oder Forschung 

reduzieren sollte? Tatsächlich wird jedenfalls in den genannten Bereichen genau das 

Gegenteil notwendig sein. 

II. Das Konzept des aktivierenden Staates 

Soll also der vielfach beschworene „schlanke Staat“ nicht zu einem anorektischen 

Staat werden – einem Staat, der nur noch kraftlos die eigenen Defizite verwaltet, wird 

die entscheidende Frage sein, in welchen Bereichen ein Rückbau der Aufgabenlast 

sinnvoll und geboten ist. Eine kritische Revision des staatlichen Aufgabenbestandes 

mit dem Ziel einer Lichtung des „Gesetzesdschungels“ muss daher Ausgangspunkt 

jeder Reformüberlegung sein.4 Im Fokus jeder Reformüberlegung müssen dabei drei 

                                            
3 Vgl. hierzu etwa Grit im Brahm, Klassengröße: eine wichtige Variable von Schule und Unterricht?, 
http://www.bildungsforschung.org/Archiv/2006-01/klassengroesse (Stand: 18.11.2009). 
4 J. Dietlein/Thiel, Verwaltungsreform in Rheinland-Pfalz, 2006, S. 47 f. 
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wesentliche Erkenntnisse stehen: Stark – im positiven Sinne – wird der Staat nur noch 

sein, wenn er sich erstens auf seine wesentlichen Aufgaben konzentriert, wenn er 

zweitens Synergien konsequent nutzt und wenn es ihm drittens gelingt, die Bürgerin-

nen und Bürger für sich – oder besser: für ihre eigenen Angelegenheiten zu gewinnen 

und zu aktivieren. In den Verwaltungswissenschaften spricht man denn auch vom „ak-

tivierenden Staat“ – einem Staat, der die Übernahme gesellschaftlicher Verantwortung 

fördert und fordert und der sich im Übrigen auf die Erfüllung seiner Kernaufgaben be-

schränkt.5 Wer sich mit Verwaltung auf kommunaler Ebene beschäftigt, dem werden 

diese Überlegungen bekannt vorkommen. Fast möchte man meinen, es gehe darum, 

das Modell Selbstverwaltung, wie es auf der kommunalen Ebene mit großem Erfolg 

praktiziert wird, auf die übrigen Ebenen des Gemeinwesens zu übertragen. 

III.   Kommunen im Fokus der Reformdiskussionen 

Tatsächlich verlaufen die Debatten allerdings nicht selten exakt in der umgekehrten 

Richtung. So sind es immer wieder gerade die Kommunen, an denen sich politische 

Reformplanungen abarbeiten. Und dies, obgleich die Länder mit einem Personalanteil 

von über 50 % an der Spitze der Gebietskörperschaften stehen – deutlich vor den 

Kommunen mit ca. 40 % und vor dem Bund mit ca. 9 %,6 obgleich die Kommunalver-

waltung im Proporz zu den betreuten Bevölkerungszahlen gerade in Rheinland-Pfalz 

keineswegs als zu aufwändig oder gar aufgebläht angesehen werden kann. Für die 

Kommunen ist diese Schlagseite in der Diskussion allerdings keineswegs nur von 

Nachteil gewesen. Denn immerhin besteht in den Verwaltungswissenschaften weithin 

Einigkeit, dass die deutschen Kommunalverwaltungen zu den modernsten und effi-

zientesten Verwaltungen überhaupt zählen. 

Ein höchst sensibles Feld bleibt freilich das Thema der territorialen Neugliederungen. 

Die Gründe für die vielfältigen Vorbehalte zumal in der Bevölkerung sind dabei leicht 

nachzuvollziehen. Da ist zum einen das unvermeidlich spekulative Element von Ver-

waltungsreformen. Niemand kann wirklich punktgenau nachweisen, ob die bisherigen 

Strukturen effizient gearbeitet haben oder nicht, und ebenso kann niemand genau be-

legen, ob neue Strukturen tatsächlich den erhofften Zuwachs an Effizienz bringen 

werden.7 Fachleute ziehen denn auch regelmäßig eine mehrjährigen „Konsolidie-

rungsphase“ sowie eine kaum kürzeren „Konsolidierungsphase“ in ihre Berechnungen 
                                            
5 J. Dietlein/Thiel, Verwaltungsreform in Rheinland-Pfalz, 2006, S. 7 ff. 
6 Bogumil, in: Andersen (Hrsg.), Kommunalpolitik in NRW im Umbruch, 1998, S. 82, 83 
7 Mehde, in: Burgi/Palmen (Hrsg.), Die Verwaltungsstrukturreform in NRW, 2008, S. 37, 46. Von „un-
gewissen Erwartungen“ spricht auch Grupp, in: Festschrift für K. Stern, 1997, S. 1099, 1101. 
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in, bis sich eine angestrebte Steigerung der Leistungsfähigkeit neu zugeschnittener 

Gebietskörperschaften vollständig realisiert.8 Und so vergehen oft viele Jahre oder 

Jahrzehnte der Ungewissheit, bis sich die Vor- und Nachteile einer Reform wirklich 

konkret messen lassen. Vor allem aber treffen gerade territoriale Reformen – anders 

als die oftmals viel gravierenderen Funktionalreformen – das Herzstück dessen, was 

die Bürger als ihre Heimat und als Teil ihrer persönlichen und familiären Identität emp-

finden. Diese örtliche Identität wird als hoher Wert wahrgenommen – und das durch-

aus zu Recht. Denn die örtliche Verwurzelung, die lokale Verbundenheit sind gleich-

sam der „Motor“ des Verfassungsprinzips der kommunalen Selbstverwaltung und zu-

gleich der eigentliche Antrieb für ehrenamtliches Engagement. Und so ist der kommu-

nalen Selbstverwaltung nirgendwo mehr Schaden zugefügt worden als dort, wo diese 

lokale Identität gering geschätzt oder gar außer Acht gelassen wurde. 

Die Fehler der großen Kommunalreformen der 1970er Jahre mit ihrer bisweilen 

zwanghaften Fixierung auf die Bildung von Mega-Gemeinden sind heute weithin er-

kannt worden. Auf den mit diesen Reformen verbundenen „Verlust an kommunaler 

Substanz vor Ort“ sowie die seinerzeitige Überbetonung „organisationssoziologisch 

und betriebswirtschaftlich geprägten Effizienzdenkens“ wird in neueren Stellungnah-

men allenthalben hingewiesen.9 Gebietsreformen lassen sich eben nicht allein auf der 

Basis von Flächen- und Einwohnerzahlen „auf dem grünen Tisch“ planen.10 Gewiss 

müssen solche Zahlen zur Kenntnis genommen werden. Auch ist es sicher richtig, 

dass man etwa im Bereich der Ortsgemeinden „Funktionalitätsschwellen“ beachten 

muss, die bei Orten mit wenigen Dutzend Einwohnern regelmäßig nicht mehr zu errei-

chen sein werden.11 Entscheidend ist jedoch, dass bloße Zahlen nicht die einzig lei-

tenden Gesichtspunkte für Verwaltungsreformen darstellen, sondern dass man offen 

bleibt für regionale Besonderheiten.12 Vor diesem Hintergrund ist die in Rheinland-

Pfalz vorgelegte neue „kommunale Landkarte“ gewiss insofern zu begrüßen, als sie 

zwar z. B. Richtgrößen für die Verbandsgemeinden benennt, vor allem aber auf die 

                                            
8 S. hierzu Grupp, aaO. 
9 So etwa Tettinger, in: ders./Löwer (Hrsg.), Kommentar zur Verfassung des Landes NRW, 2002, Art. 
78 Rn. 53. 
10 Hierzu J. Dietlein/Thiel, Verwaltungsreform in Rheinland-Pfalz, 2006, S. 95. 
11 Vgl. in diesem Kontext auch das Votum der 1965 eingesetzten „Studienkommission ‚Stärkung der 
Verwaltungskraft der Gemeinden“, die eine Eingemeindung von Kleinstgemeinden unter 300 Einwoh-
nern vorschlug, die allerdings dann unterbleiben sollte, wenn besondere örtliche Umstände entgegen-
stünden wie z. B. eine erhebliche Entfernung oder die „völlige Unwahrscheinlichkeit, daß ein ersprieß-
liches Verhältnis entsteht“; hierzu J. Dietlein/Thiel, aaO., S. 85. 
12 J. Dietlein/Thiel, aaO., S. 85. 
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Möglichkeiten einer verstärkten Kooperation und auf freiwillige Zusammenschlüsse 

von Gebietskörperschaften setzt. 

Immerhin bleiben auch in der derzeitigen Diskussion zwei nicht unerhebliche Schön-

heitsfehler zu konstatieren. Da ist zum einen die grundsätzliche Bindung der Partner-

suche an die bestehenden Kreisgrenzen – eine Bindung, die aufgrund der allseitigen 

Zustimmungsvorbehalte in der Praxis kaum überwindbar sein dürfte. Eine Partnersu-

che aber kann nur dort zu glücklichen Bindungen führen, wo der Blick nach rechts und 

links gestattet ist. Im Übrigen erscheint es wenig plausibel, dass den Kreisen damit de 

facto ein höherer territorialer Bestandsschutz gewährt wird als den Gemeinden, ob-

gleich der gemeindlichen Selbstverwaltung – wie seit der „Rastede“-Entscheidung des 

BVerfG13 geklärt ist – ein verfassungsrechtlicher Vorrang vor den Kreisen zukommt.14 

Der zweite Schönheitsfehler liegt in der latenten Drohung mit zwangsweisen Fusionen. 

Denn natürlich fragt es sich, ob Neugliederungsvereinbarungen wirklich frei sind, wenn 

sie unter dem Damoklesschwert der Zwangsfusion erfolgen. 

Dass es hierzu Alternativen gibt, zeigen die parallelen Diskussionen in Luxemburg. 

„Eine Fusion muss von unten wachsen“, betonte unlängst Jean Pierre Klein, der Prä-

sident des Luxemburgischen Syvicol (Syndicat des villes et communes 

luxembourgeoises)15. Er hat für die dort anvisierten Zusammenlegungen von Gemein-

den das Prinzip des „Zuckerbrotes ohne Peitsche“ entwickelt.16 Gemeint ist, dass Ge-

meinden, die den Weg einer vorgeschlagenen Fusion nicht gehen wollen, diesen auch 

nicht gehen müssen und stattdessen auf eine verstärkte Kooperation mit ihren Nach-

bargemeinden setzen können. Auch in Rheinland-Pfalz wird – zu Recht – eine Intensi-

vierung der Kooperation von Kommunalverwaltungen angemahnt. Gemeint ist u. a. die 

Zusammenarbeit ortsansässiger Stadt- und Verbandsgemeindeverwaltungen etwa im 

Bereich ordnungsrechtlicher Aufgaben, der Beschaffung von Waren und Dienstleis-

tungen sowie des Betriebs öffentlicher Einrichtungen und der Bürgerbüros. Diese Ziel-

setzung ist vernünftig und verdient Unterstützung. Hierbei darf aber auch nicht ver-

schwiegen werden, dass gerade die Verbandsgemeinden derartige Kooperationen 

bereits auf zahlreichen Ebenen verwirklicht haben. Und das zu Recht! Denn wenn es 

einen Königsweg für Verwaltungsreformen gibt, dann ist es der Weg der Verstärkung 

                                            
13 BVerfGE 79, 127-161. 
14 Burgi, Kommunalrecht, 2006, § 6 Rn. 11; Gern, Deutsches Kommunalrecht, 3. Aufl. 2003, Rn. 98; 
Nierhaus, in: Sachs (Hrsg.), GG, 5. Aufl. 2009, Art. 28 Rn. 47, 68 f. 
15 Syndicat des villes et communes luxembourgeoises. 
16 Trierischer Volksfreund vom 25./26.4.2009 
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interkommunaler Zusammenarbeit.17 In ihm liegt zugleich die Möglichkeit des 

„Zusammenwachsens von unten“, wie es Jean Pierre Klein bezeichnet. 

Allerdings dürfen Kooperationen nicht am Ende mit Zwangsfusionen honoriert werden, 

denn damit würden die Bemühungen um ein langsames Zusammenwachsen letztlich 

torpediert. Eine Zwangsfusion kommunaler Gebietskörperschaften sollte daher als 

ultima ratio allenfalls dann in Betracht kommen, wenn nachweisbare Defizite nicht auf 

andere Weise, insbesondere auf freiwilliger, konsensualer Basis behoben werden 

können. Dass dieser Weg mühsamer und zeitintensiver ist als der Weg des gesetzge-

berischen Oktrois, versteht sich von selbst. Nicht ohne Grund hat man sich daher in 

Luxemburg etwa einen Zeitrahmen bis 2017 gesetzt. Gemessen an der Genesungs-

zeit, die manche kommunale Zwangsfusion oder gar deren nachträgliche „Rückgliede-

rung“18 – auch in Rheinland-Pfalz – in Anspruch genommen hat, dürfte dies freilich 

nicht wirklich ein Nachteil sein. 

IV.  Die Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers aus juristischer Sicht 

Aus juristischer Sicht darf hier nicht unterschlagen werden, dass die deutschen Ge-

richte dem Gesetzgeber bei der Ausgestaltung der territorialen Gliederung von Ge-

meinden einen erheblichen, vielleicht manchmal zu großen Spielraum belassen. Der 

territoriale Zuschnitt einer Gemeinde wird dabei – vereinfacht gesprochen – eher als 

Produkt einer staatlichen Planungsentscheidung19 wahrgenommen denn als Ausge-

staltung einer verfassungsrechtlichen Vorgabe. Auch die Rechtsschutzmöglichkeiten 

der Gemeinden erscheinen bisweilen deutlich ausbaufähig. So etwa, wenn der Ver-

fassungsgerichtshof Rheinland-Pfalz bislang davon ausgeht, dass eine verbandsan-

gehörige Gemeinde nicht in ihrem Selbstverwaltungsrecht betroffen werde, wenn sie 

nach Auflösung der alten Verbandsgemeinde einer neuen Verbandsgemeinde zuge-

ordnet wird.20 Diese Rechtsprechung ist mit dem zweistufigen Verbandsgemeindemo-

dell nur schwer kompatibel. Insbesondere blendet sie die umlagerechtlichen Folgewir-

kungen eines Neuzuschnitts von Verbandsgemeinden aus. 

                                            
17 J. Dietlein/Thiel, Verwaltungsreform in Rheinland-Pfalz, 2006, S. 46 f. 
18 Vgl. hierzu die vielfältigen Fallbeispiele bei Grupp, Festschrift für K. Stern, 1997, S. 1099 (Fn. 5). 
19 Vgl. zu der „begrenzten Kontrolldichte“ der Verfassungsgerichte M. Dietlein, in: Kontinuität und 
Wandel – 40 Jahre Landesverfassung NRW, hrsg. vom Präsidenten des Landtages, 1990, S. 119, 
131; zu den planungsrechtlich imprägnierten Kriterien der Schaden-Nutzen-Bilanz oder dem Abwä-
gungsgebot etwa Tettinger, aaO., Art. 78 Rn. 55; aus der Rspr. etwa auch VerfGH NRW, OVGE 30, 
287 f. 
20 VerfGH RP, AS 12, 239-252; hierzu auch Meyer, in: FS Steenbock, 2008, S. 1, 16 



- 36 - 

.../ 37 

 

Auf der anderen Seite hat sich aber auch das Landesverfassungsgericht dezidiert für 

einen Vorrang freiwilliger Zusammenschlüsse ausgesprochen und zudem die Bedeu-

tung der geschichtlich entwickelten Strukturen betont. So ist es etwa unzulässig, zwei 

Gemeinden umzugliedern, wenn hierdurch historisch gewachsene Bindungen zerstört 

werden, die bereits in ganz konkrete Fusionsplanungen gemündet sind. Eine noch 

stärkere Rückbesinnung auf die Funktionsbedingungen kommunaler Selbstverwaltung 

hat unlängst das Landesverfassungsgericht Mecklenburg-Vorpommern erkennen las-

sen. So hat das Gericht deutlich gemacht, dass territoriale Neugliederungen künftig 

auch dahin überprüft werden, ob sie zu einer nicht-gerechtfertigten Schwächung der 

bürgerschaftlichen Teilhabe führen21 – ein Aspekt, der gerade bei einer gesetzlichen 

Zusammenlegung von Gemeinden von besonderer Brisanz ist. 

Ungeachtet dieser juristischen Streitfragen ist zuzugestehen, dass sich Bundes- und 

Landesverfassung in der Tat äußerst wortkarg geben, wenn es um Vorgaben für die 

institutionelle und territoriale Ausgestaltung von Gemeinden geht. Zwar legen die ein-

schlägigen Garantien fest, dass den Gemeinden das Recht gewährleistet sein muss, 

alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft in eigener Verantwortung zu regeln. 

Was aber eine Gemeinde konkret ist, wie sie organisiert und räumlich abgegrenzt 

werden soll, sagen die Verfassungen nicht – jedenfalls nicht unmittelbar.22 

Und so weist die kommunale Landschaft in der Bundesrepublik Deutschland eine – 

nach Art und Anzahl – äußerst bunte Vielfalt auf. Da finden sich im bevölkerungs-

reichsten Bundesland Nordrhein-Westfalen 396 Gemeinden, in Baden-Württemberg 

1.111, im Freistaat Bayern 2.056 Gemeinden und in Rheinland-Pfalz nahezu 2.500 

Gemeinden, nämlich exakt 163 Verbandsgemeinden mit einer Einwohnerzahl zwi-

schen 5.777 und 38.74023, 2.258 angeschlossene Ortsgemeinden, 36 verbandsfreie 

Städte und Gemeinden sowie 12 kreisfreie Städte. Ursachen dieser Disproportionalitä-

ten sind vor allem die Neugliederungen der 70er Jahre. Sie führten etwa im Freistaat 

Bayern zu einer Reduktion der Gemeinden von zuvor rund 7.000 Gemeinden auf heu-

te etwas mehr als 2.000 Gemeinden, in Nordrhein-Westfalen gar zu einer Dezimierung 

der Gemeinden von vormals 2.334 auf heute 396 Kommunen. Und so leben in 

Nordrhein-Westfalen heute 20 % der Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland in 

                                            
21 LVerfG MV, LKV 2007, 457 (459 ff.) 
22 Zum Versuch einer inhaltlichen Anreichung der sog. institutionellen Rechtssubjektgarantie einge-
hend J. Dietlein, in: ders./Burgi/Hellermann, Öffentliches Recht in NRW, 3. Aufl. 2009, § 1 Rn. 175. 
23 Hierzu Hamm/Rühl/Buntru, Die Zufriedenheit der Bürgerinnen und Bürger mit den Verwaltungsleis-
tungen der Verbandsgemeinden, 2008, S. 16 
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3 % der Kommunen. Keine Gemeinde weist weniger als 2.000 Einwohner auf, 50 % 

der Gemeinden haben sogar mehr als 20.000 Einwohner. 

V.  Zum Aspekt der „Effizienz“ als Legitimation und Ziel von Reformen 

Und dennoch, allen Theorien über die Notwendigkeit von Mindesteinwohnerzahlen 

zum Trotz besteht heute überwiegend die Einsicht, dass es sich bei den großen Ge-

bietsreformen der 1970er Jahre letztlich um eine reformerische Fehlleistung handel-

te.24 Wieso eigentlich? Führen Mindesteinwohnerzahlen und Mindestgrößen nicht ge-

rade zu den effizienteren Einheiten, nach denen alle suchen? 

Selbst wenn man rein betriebswirtschaftliche Berechnungsmodelle zugrunde legt, fällt 

die Antwort wesentlich differenzierter aus, als vielleicht erwartet. Die Annahme näm-

lich, dass eine größere Verwaltungseinheit automatisch effizienter arbeite als eine 

kleinere, wird in neueren Studien grundlegend infrage gestellt.25 Lediglich in einigen 

wenigen Bereichen lässt sich danach ein direkter und linearer Zusammenhang zwi-

schen Größe und Effizienz nachweisen.26 Warum ist dies so? Die Antwort lautet: Weil 

sich die räumliche Größe einer Organisationseinheit sehr unterschiedlich auf die ver-

schiedenen Aufgaben dieser Einheit auswirken kann. Mag beispielsweise für Fragen 

der Müllverbrennung, insbesondere für die Auslastung von Müllverbrennungsanlagen, 

die territoriale Ausdehnung einer Gemeinde von erheblicher Bedeutung sein, ist sie 

etwa für das Meldewesen nahezu irrelevant.27 Kurzum: Die Frage nach der optimalen 

Betriebsgröße kann im Grunde immer nur in Bezug auf eine konkrete Aufgabe sinnvoll 

diskutiert werden, nicht aber abstrakt, also losgelöst von der Aufgabe oder gar gänz-

lich unabhängig vom Aufgabenbestand der betrachteten Körperschaft. Und selbst 

Aufgaben wie die städtebauliche Planung oder das Verkehrswesen werden im Einzel-

fall womöglich weniger von der Fläche einer kommunalen Körperschaft abhängen als 

vielmehr von der konkreten Wohnungs- und Siedlungsstruktur in der Region.28 

                                            
24 Vgl. in diesem Sinne etwa Altbundeskanzler Helmut Schmidt, zit. nach W. Gärtner, in: Der Kraftakt – 
Kommunale Gebietsreform in NRW, hrsg. von der Präsidentin des LT NRW, 2005, S. 15 (51); ähnl. K. 
Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. 1, 2. Aufl. 1984, § 12 II 3 c: „vielfach zu 
schneidig“; Tettinger, in: ders./Löwer (Hrsg.), Kommentar zur Landesverfassung NRW, 1997, Art. 78 
Rn. 53: „Aus heutiger Sicht wird man die Gewichtigkeit der Effizienzvorteile, wie sie damals erstrebt, 
aber nur teilweise realisiert wurden, sehr viel nüchterner bewerten“; eingehend J. Dietlein/Thiel, Ver-
waltungsreform in Rheinland-Pfalz, 2006, S. 84 f. 
25 Rosenfeld/Kluth u.a., „Zur Wirtschaftlichkeit gemeindlicher Verwaltungsstrukturen in Sachsen-
Anhalt“, Abschlussbericht zu einem Gutachtenauftrag des Innenministeriums des Landes Sachsen-
Anhalt, Typoskript vom 19.6.2007, S. 70 
26 Rosenfeld/Kluth u.a., aaO., S. 70 
27 Hierzu Rosenfeld/Kluth u.a., aaO., S. 70. 
28 J. Dietlein/Thiel, aaO., S. 45. 
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Ein Weiteres kommt hinzu: Auch optimale Betriebsgrößen lassen sich nur innerhalb 

bestimmter Ober- und Untergrenzen festlegen.29 Auch hierzu ein Beispiel: Vielfach 

geht man heute davon aus, dass eine Gemeindeverwaltung, um sachgerecht arbeiten 

zu können, über mindestens zwei Führungskräfte in der Verwaltungsleitung, mindes-

tens zwei weitere in der Kämmerei, eine Kraft für den Bereich Sicherheit und Ordnung, 

zwei Kräfte für das Planungswesen und eine Führungskraft für den Bereich „soziale 

Sicherung und Wohnungswesen“ verfügen müsse.30 Die Frage lautet aber: Ist damit 

ohne Weiteres Effizienz gewährleistet? Die Dinge liegen wohl differenzierter! Nehmen 

wir die eine Kraft im Bereich Sicherheit und Ordnung. Die optimale Betriebsgröße hat 

diese Funktionseinheit nämlich erst dann erreicht, wenn die dort beschäftigte Person 

tatsächlich voll ausgelastet ist. Bemerkenswertes wiederum geschieht, wenn die eine 

Person den kontinuierlich ansteigenden Arbeitsanfall nicht mehr alleine bewältigen 

kann und der Funktionseinheit eine weitere Person zugeführt werden muss. Denn auf-

grund der personellen Verstärkung werden die nunmehr zwei Beschäftigten dieser 

Funktionseinheit in der Regel zunächst nicht mehr voll ausgelastet sein. Das bedeutet: 

Mit der personellen Verstärkung verschlechtert sich – zumindest vorübergehend – die 

Effizienzbilanz. Dies gilt so lange, bis die neu beschäftigte Person ihrerseits voll aus-

gelastet ist. Erst dann ist wieder eine optimale Betriebsgröße erreicht. Der gleiche 

Vorgang wiederholt sich, wenn die betreffende Stelle erneut eine personelle Verstär-

kung benötigt. Denn auch die neuerliche Aufstockung des Personals bewirkt zunächst 

eine Absenkung des individuellen Auslastungsgrades und damit einen Effizienzverlust. 

Und so geht es wellenförmig fort, auf und nieder.31 

Das scheinbar so harmlose Beispiel zeigt, worum es geht: Nämlich um die Erkenntnis, 

dass es in Wahrheit gar kein konkretes „Optimum“ gibt, sondern mehrere „Optima“.32 

Und diese „Optima“ lassen sich zudem jeweils nur für konkrete Betriebseinheiten fest-

stellen, nicht aber für eine Gemeinde bzw. eine Gemeindeverwaltung als Ganzes. Und 

schließlich ist da noch ein Kostenfaktor, über dessen Hintergrund man bis heute rät-

selt, nämlich die signifikanten Kostensteigerungen in der Anlaufphase von territorialen 

Neugliederungen. Vermutlich sind hierfür vor allem erhöhte Finanzierungsillusionen 

der betroffenen Bürger ursächlich. Diese sehen sich gegenüber einer anonymen Ver-

                                            
29 Thieme, Verwaltungslehre, 1984, Rn. 258; Rosenfeld/Kluth u. a., aaO., S. 70. 
30 So etwa die in BVerfG, LKV 2000, 33 genannte Gutachterkommission. 
31 Vgl. zu entsprechenden Beschreibungen auch Rosenfeld/Kluth u.a., aaO., S. 70. 
32 Rosenfeld/Kluth u. a., aaO., S. 70. 
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waltung oftmals mehr in der Rolle des Anspruchstellers als in der Rolle des Akteurs33 

– eine für die kommunale Selbstverwaltung geradezu fatale Situation! 

VI.  Politisch-demokratische Teilhabe versus ökonomische Effizienz 

Wenn nun aber, wie dargelegt, wirtschaftliche Berechnungen allein keine abschlie-

ßende Antwort auf die Frage nach der optimalen Größe von Gemeinden ergeben, 

muss die Frage erlaubt sein, ob der Zuschnitt von Gemeinden überhaupt primär durch 

ökonomische Erwägungen bestimmt werden sollte. Das Bundesverfassungsgericht hat 

auf diese Frage schon früh eine differenzierte Antwort gegeben. In der berühmten 

„Rastede“-Entscheidung vom 23. November 1988 führt das Gericht aus: 

 „Eine zentralistisch organisierte Verwaltung könnte allerdings in vielerlei Hinsicht rati-

oneller und billiger arbeiten; die Verfassung setzt diesen ökonomischen Erwägungen 

jedoch den politisch-demokratischen Gesichtspunkt der Teilnahme der örtlichen Bür-

gerschaft an der Erledigung ihrer öffentlichen Aufgaben […] entgegen und gibt ihm 

den Vorzug."34 

Die Frage der Effizienz wird hiermit keineswegs beiseitegeschoben, sie erhält nur ei-

nen anderen, neuen Bezugspunkt: Effizienz ja, aber bitte zunächst und zuvörderst im 

Hinblick auf das eigentliche Ziel der kommunalen Selbstverwaltung, nämlich eine 

bestmögliche Partizipation und Teilhabe der Bürgerinnen und Bürger an den politi-

schen Entscheidungen vor Ort. Leitlinie speziell kommunaler Reformen muss damit 

die Wahrung und Steigerung des politischen Mehrwerts der kommunalen Selbstver-

waltung sein. Dieser verfassungsrechtliche Leitgedanke darf nicht unter Verweis auf 

vermeintlich zwingende betriebswirtschaftliche Argumente außer Acht gelassen wer-

den.35 Ähnlich hat der Verfassungsgerichtshof Rheinland-Pfalz bereits vor Jahrzehn-

ten judiziert, wenn er feststellte:  

„ Die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit, wie sie etwa für auf Gewinnstreben ausgerich-

tete privatwirtschaftliche Unternehmen gelten, (können) niemals das primäre Anliegen 

einer Verwaltungsreform sein, sondern nur einen – wenn auch erstrebenswerten – 

Nebenzweck bilden“.36 

                                            
33 Rosenfeld/Kluth u.a., aaO., S. 227 
34 BVerfGE 79, 127 (153); bestätigend BVerfGE 82, 310 (313); 83, 363 (381 f.); 107, 1 (11 f.). 
35 Vgl. J. Dietlein, in: ders./Burgi/Hellermann, Öffentliches Recht in Nordrhein-Westfalen, 3. Aufl. 2009, 
§ 1 Rn. 186. 
36 VerfGH RP, AS 11, 73 (87). 
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VII.  Politische „Flurschäden“ durch Megafusionen auf kommunaler Ebene 

Was mit dem Erfordernis einer Orientierung an einer optimalen Partizipation und Teil-

habe gemeint ist, wird deutlich, wenn man sich die politischen Flurschäden vor Augen 

führt, die eine einseitige Fixierung auf Einwohnerrichtgrößen, Flächenwerte und Zent-

ralitäten etwa in Nordrhein-Westfalen angerichtet hat. Da ist zunächst die massive 

Einebnung ehrenamtlicher Strukturen, die – wohl nicht überraschend – mit einem sig-

nifikanten Zuwachs der öffentlich Bediensteten einherging.37 So sind im Gefolge der 

nordrhein-westfälischen Kommunalreformen der 1960er und 70er Jahre sage und 

schreibe 38,6 % der kommunalen Mandate ersatzlos weggefallen.38 Zugleich haben 

sich die zeitlichen Anforderungen an ein Ratsmandat in Großgemeinden derart gestei-

gert, dass eine Mitwirkung beruflich oder familiär ausgelasteter „Normalbürger“ kaum 

mehr möglich ist. So beträgt der wöchentliche Zeitaufwand eines Ratsmandates in 

einer Großstadt häufig mehr als 20 Stunden, während bestimmte Positionen wie etwa 

die der Fraktionsvorsitzenden de facto zu Vollzeitämtern mit zudem ungeklärten Ver-

sorgungsstrukturen mutiert sind.39 Ein weiteres Folgeproblem der damaligen Mega-

Fusionen ist das unaufhaltsame Absacken der Wahlbeteiligung. So war die Wahlbetei-

ligung bei den diesjährigen Kommunalwahlen in NRW mit 52,3 % so niedrig wie noch 

nie. Auch dies kann und muss als Indikator dafür angesehen werden, dass sich die 

Kommunen – im wahrsten Sinne des Wortes – zu weit von den Bürgern entfernt ha-

ben.40 

Ein inhaltlicher Zusammenhang zwischen beiden Negativentwicklungen liegt dabei 

durchaus auf der Hand. Denn mit der Bildung von Mega-Kommunen wurden die Bür-

ger gleichsam von der kommunalpolitischen Bühne auf die Zuschauerränge verwie-

sen. Und nachdem es dort nun eben auch nicht so recht spannend war, sitzen sie 

heute vor den Fernsehern und Computern. Völlig zu Recht warnen also die Verwal-

tungswissenschaften heute einhellig davor, kommunale Gebietsreformen an bloßen 

Bevölkerungszahlen und territorialen Mindestgrößen auszurichten, die Rationalität zu 

suggerieren suchen, in Wahrheit aber oftmals eher „gegriffen“ erscheinen.41 Integrati-

onsmaßstäbe wie die Wahrung der örtlichen Verbundenheit, die Akzeptanz von Neu-
                                            
37 J. Dietlein/Thiel, aaO., S. 45 mwN.; so auch schon H. Heermann, Der Einfluß der Größe eines Ver-
waltungsbezirkes auf die Personalkosten der Verwaltung, 1972. 
38 So Thieme/Prillwitz, Durchführung und Ergebnisse der kommunalen Gebietsreform, 1981, S. 80; J 
Dietlein/Thiel, aaO., S. 91. 
39 Vgl. dazu Reiser, Zwischen Ehrenamt und Berufspolitik. Professionalisierung der Kommunalpolitik 
in deutschen Großstädten, Wiesbaden 2006. 
40 J. Dietlein/Thiel, S. 91. 
41 Krit. bereits J. Dietlein/Thiel, aaO., S. 44. 
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gliederungsentscheidungen und die Bürgernähe von Verwaltung dürfen nicht ausge-

blendet werden. Und im Grunde weist auch hier das Grundgesetz den richtigen Weg, 

wenn es die Gemeinden in Art. 28 Abs. 2 GG als die Einheiten definiert, die der Rege-

lung der „Angelegenheiten örtlichen Gemeinschaft“ zu dienen bestimmt sind. Denn 

hieraus folgt, dass Gemeinden territorial so zugeschnitten sein müssen, dass eine „ört-

liche Gemeinschaft“ tatsächlich erkennbar bleibt42 sowie dass die örtlichen Angele-

genheiten von den Bürgerinnen und Bürgern auch als solche wahrgenommen werden 

können.  

Nimmt man diesen Ansatz ernst, bedeutet dies zugleich, als dass ein wesentlicher Teil 

der „Definitionshoheit“ über den territorialen Zuschnitt der Gemeinden letztlich bei den 

Bürgerinnen und Bürgern selbst liegt. Ferner bedeutet dies, dass die logistischen Vo-

raussetzungen für ein ehrenamtliches Engagement im Auge gehalten werden müssen. 

Dies setzt in Rheinland-Pfalz vor allem die Wahrung vertretbarer räumlicher Entfer-

nungen zwischen einer Ortsgemeinde und ihrer Verbandsgemeinde voraus. Auch hier 

ist ein Seitenblick in andere Länder interessant: Im Rahmen der Reformdiskussionen 

in Mecklenburg-Vorpommern sprachen sich die Gutachter für die Übernahme des 

rheinland-pfälzischen Verbandsgemeindesystems aus. Hierbei votierten sie interes-

santerweise für eine strikte Begrenzung der Anzahl der Ortgemeinden – konkret auf 

acht Ortsgemeinden43 –, um die Vorzüge der örtlichen Verwurzelung für die ehrenamt-

liche Mitwirkung zu wahren. Diese Zahl ist in Rheinland-Pfalz gewiss nicht zu realisie-

ren. Sie zeigt aber den Grundansatz, um den es geht: Das ehrenamtliche Engagement 

in den Gemeinden bedarf überschaubarer Räume und es bedarf der Kenntnis örtlicher 

und regionaler Belange. Im Umgang mit gewachsenen Gemeindegebieten ist also 

Vorsicht und Zurückhaltung geboten. Sie sind im wahrsten Sinne des Wortes der Bo-

den, auf dem kommunale Selbstverwaltung gedeiht. 

VIII. Die Zukunft des Ehrenamtes 

Mit den Grundfragen der Gemeindeverwaltung und des territorialen Zuschnitts der 

Gemeinden hängt schließlich auch die Frage nach der Zukunft des Ehrenamtes zu-

sammen. Dass die rheinland-pfälzische Gemeindeverfassung gerade mit dem zwei-

stufigen Modell der Orts- und Verbandsgemeinden ein erhebliches Potenzial zur Akti-

vierung ehrenamtlicher Tätigkeit aufweist, ist allgemein anerkannt. Insbesondere das 

                                            
42 So zu Recht Thieme, in: , in: Mann/Püttner (Hrsg.), Handbuch der kommunalen Wissenschaft und 
Praxis, Bd. I, 3. Aufl. 2007, § 9 Rn. 28. 
43 S. Rosenfeld/Kluth u.a., aaO., S. 220 
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Engagement der ehrenamtlichen Ortsbürgermeister in Rheinland-Pfalz ist – auch unter 

ökonomischen Aspekten – ein hoher Wert, dessen man sich stets bewusst bleiben 

sollte.44 Über das politische Ehrenamt hinaus leisten viele Menschen in Rheinland-

Pfalz in den verschiedensten Bereichen ehrenamtliche Arbeit auf „Ortsebene“. Sie en-

gagieren sich etwa in Kirchengemeinden und Religionsgemeinschaften, in Vereinen, 

Verbänden und Bürgerinitiativen, in Feuerwehren und Hilfsorganisationen. Mit ihrem 

Einsatz und ihren Erfahrungen tragen sie ganz wesentlich zur Erfüllung kommunaler 

Aufgaben mit. Ohne das Ehrenamt könnten viele dieser Aufgaben nicht mehr in der 

gewohnten Intensität wahrgenommen werden.  

Und doch bleibt die ernüchternde Erfahrung, dass es immer schwieriger wird, ehren-

amtliches Engagement – innerhalb der kommunalen Organisationsstrukturen, aber 

auch außerhalb – zu generieren. Man denke etwa an die oft von privaten Vereinen 

getragenen kommunalen Tafeln, die zwar Mahlzeiten bereithalten, aber keine ehren-

amtlichen Helfer mehr finden, um ihre Angebote an den Mann oder an die Frau zu 

bringen; weiter an die Schülerlotsendienste, die mangels ehrenamtlicher Helfer nicht 

mehr in der bisherigen Weise fortgeführt werden können. Und selbst in den Ortsge-

meinden ist es bedauerlicherweise nicht immer einfach, das wichtige und honorige 

Amt der Ortsbürgermeisterin oder des Ortsbürgermeisters zu besetzen. 

Die Probleme werden sich durch den demographischen Wandel weiter verschärfen. 

Denn die rapide schrumpfende Bevölkerungsgruppe der aktiv Berufstätigen wird künf-

tig wohl umfassend für die wirtschaftliche Wertschöpfung benötigt werden, wenn man 

das soziale Schutzniveau nicht massiv zurückschrauben will. Daher wird sich die 

Nachfrage nach einer ehrenamtlichen Betätigung in ganz anderem Ausmaß als bisher 

an eine andere, beständig größer werdende Gesellschaftsgruppe zu richten haben, 

nämlich die jungen bzw. jung gebliebenen Alten, diejenigen also, die bei voller körper-

licher und geistiger Leistungskraft ihr Berufsleben beendet haben, ohne womöglich 

durch eigene familiäre Bindungen und Verpflichtungen voll ausgelastet zu sein. Wer 

gegenwärtig 65 Jahre alt ist, hat nach aktuellen Berechnungen als Frau eine Lebens-

erwartung von weiteren ca. 20 Jahren, als Mann etwa von ca. 17 Jahren. Diese Zah-

len werden künftig noch weiter ansteigen. Bei entsprechender Gesundheit und finan-

ziell hinreichend gesichertem Lebensstandard liegt in dem Wunsch, auch diese Le-

bensphase aktiv zu gestalten, ein für das Ehrenamt unschätzbares Potenzial. 

                                            
44 Hierzu auch J. Dietlein/Thiel, Verwaltungsreform in Rheinland-Pfalz, 2006, S. 86 ff. 
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Gerade die Kommunen können und sollten hier – in ihrem überschaubaren Lebensbe-

reich – zusätzliches ehrenamtliches Engagement anstoßen; sie können Strukturen 

und Infrastrukturen schaffen, innerhalb derer sich ehrenamtliches Engagement organi-

sieren kann. Gerade in den Bereichen der Betreuung älterer Menschen, der Unterstüt-

zung bedürftiger Familien und in der Kinderbetreuung können auf diese Weise neue 

„Sozialräume“ geschaffen werden, etwa durch nachbarschaftliche Netzwerke oder ge-

nerationenübergreifende Hilfeleistungen.45 Nicht der „Kampf der Generationen“ bietet 

also die Lösung, sondern ein neues Miteinander. Und wo könnte dies besser eingeübt 

werden als auf der kommunalen Ebene? Eine der zentralen Aufgaben der Zukunft wird 

es also sein, die Bürger aller Generationen „vor Ort“ abzuholen. Umso wichtiger ist es, 

diesen wichtigen territorialen Anknüpfungspunkt für ehrenamtliches Engagement nicht 

unnötig zu beschädigen. Dies aber heißt: Der Vorrang konsensualer Lösungen ist 

strikt zu beachten; lieber den beschwerlichen Weg der Überzeugung gehen, als durch 

zwangsweise Zusammenschlüsse die Bürger von der Bühne auf die Zuschauerränge 

verdrängen.  

IX.  Fazit 

Über Verwaltungsreformen wird nachgedacht, seit es Verwaltungen gibt. Das ist legi-

tim und notwendig. Insbesondere über den Umfang der von Staat und Kommunen 

weiter wahrzunehmenden Aufgaben wird in Zeiten knapper Kassen nachzudenken 

sein. Der Erfolg einer Verwaltungsreform speziell auf kommunaler Ebene bestimmt 

sich aber letztlich danach, ob es gelingt, Verwaltung „vor Ort“ zu stärken. Hierzu aber 

bedarf es vor allem einer nüchternen Aufgabenkritik sowie der Wahrung des Prinzips 

der Dezentralität. Verstärkte Kooperationen werden gewiss unumgänglich sein. Auch 

über die Möglichkeit eines Zusammengehens von Gemeinden muss offen nachge-

dacht werden. Derartige Fusionen aber müssen wenn irgend möglich „von unten“ 

wachsen. Insofern ist also die Kommunalreform in Rheinland-Pfalz mit der Freiwillig-

keitsphase grundsätzlich auf dem richtigen Wege. Wichtig ist es, vor Ort eine nüchter-

ne und sachliche Analyse der eigenen Situation durchzuführen und daraus abgeleitet 

mit Augenmaß Lösungsmöglichkeiten für die Zukunft zu suchen. 

 

 

                                            
45 Hierzu etwa Reschl, in: , in: Mann/Püttner (Hrsg.), Handbuch der kommunalen Wissenschaft und 
Praxis, Bd. I, 3. Aufl. 2007, § 15 Rn. 58. 
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TOP: 6 Aussprache 

BmO Richard Pestemer, Ortsgemeinde Neunkirchen, bewertet den Vortrag von Pro-

fessor Dr. Johannes Dietlein sehr positiv. Die Ansätze und Überlegungen seien rich-

tig. Die Kommunal- und Verwaltungsreform dürfe nicht zu einer Entdemokratisierung 

führen. BmO Richard Pestemer spricht die Bedeutung der kommunalen Selbstver-

waltung und des Ehrenamtes an. Gerade für kleine Gemeinden, die Gemeinde 

Neunkirchen habe 149 Einwohner, sei eine finanzielle Grundausstattung („Mindest-

lohn“) notwendig. Weiter angesprochen werden im Wesentlichen die 

Umlagenbealstungen, der Austausch zwischen den städtischen und den ländlichen 

Räumen mit Energie und Nahrungsmitteln und die demografische Entwicklung.  

Bg. Frieder Hothum, Sprendlingen-Gensingen, greift das Stichwort „effiziente Verwal-

tung“ auf und kritisiert das System der kommunalen Doppik. Die kommunale Doppik 

habe keine Klarheit geschaffen. Es wäre besser gewesen, auf das Rechnungswesen 

nach dem HGB umzustellen auf der Grundlage der steuerlichen Bilanz. Er bittet den 

neu gewählten Vorstand, sich dieses Themas verstärkt anzunehmen.  
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TOP: 7 Schlusswort 

Der Stellvertretende Vorsitzende, Bm Aloysius Söhngen, Prüm, stellt einleitend fest, 

dass es sich eigentlich nicht um ein „Schlusswort“, sondern um ein „Übergangswort“ 

zu der anschließenden Podiumsdiskussion zur Eröffnung der Messe KomZu handelt. 

Er dankt allen, die mit ihrer Anwesenheit ihre Verbundenheit mit dem Gemeinde- und 

Städtebund Rheinland-Pfalz und seiner Arbeit zum Ausdruck gebracht haben.  

Zwei Punkte werden herausgehoben, einmal die Feststellung des Herrn Ministerprä-

sidenten, dass die Allgemeinen Zuweisungen anteilig steigen sollen. Dies schaffe ein 

Stück mehr Selbstständigkeit in der kommunalen Selbstverwaltung. Zu den Ausfüh-

rungen von Prof. Dr. Johannes Dietlein merkt Bm Aloysius Söhngen, an, dass es 

entscheidende Tatsache ist, die Menschen in die Mitbestimmung ihrer engeren Hei-

mat einzubeziehen. Dies ist bei der anstehenden Reform einzuhalten.  

Abschließend dankt der Stellvertretende Vorsitzende den Mitarbeiterinnen und Mitar-

beitern der Geschäftsstelle und den Organisatoren der Messe KomZu.  

Mainz, 20.11.2009 

 

    

Der Vorsitzende Der Stellv. Vorsitzende Der 2. Stellv. Vorsitzende   Der Geschäftsführer

 

 


